
KAPITEL 6 
Die vorgebrachten Behauptungen und 
darauf bezüglichen Unterlagen 

Behauptungen des WGB 

237. In seiner Beschwerde vom 13. Juni 1984 hat der Weltgewerk­
schaftsbund behauptet, die Regierung der Bundesrepublik Deutsch­
land habe es unterlassen, die mit der Ratifizierung des Übereinkom­
mens (Nr. 111) über die Diskriminierung (Beschäftigung und Beruf), 
1958, übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. Die Nichteinhal­
tung dieser Verpflichtungen durch die Bundesrepublik Deutschland sei 
das Ergebnis diskriminierender Praktiken, die gegenwärtig gegenüber 
öffentlich Bediensteten und Bewerbern um Stellungen im öffentlichen 
Dienst aus politischen Gründen angewendet würden. 

238. Der WGB erinnerte daran, daß der Verwaltungsrat auf seiner 
211. Tagung im November 1979 eine frühere Beschwerde des WGB in 
der gleichen Angelegenheit erörtert und das Verfahren auf der Grund­
lage des Berichts des von ihm zur Prüfung der Beschwerde eingesetz­
ten Ausschusses vom 15. Juni 1979 für abgeschlossen erklärt hatte.! Die 
Regierung der Bundesrepublik habe seither keine ernsthaften Anstren­
gungen unternommen, Gesetzgebung oder Praxis dem Übereinkom-
men anzupassen. , 

239. Zur Unterstützung seines Verbringens verwies der WGB auf 
die Bemerkungen über die Durchführung des Übereinkommens 
Nr. 111 in der Bundesrepublik Deutschland, die der Sachverständigen­
ausschuß für die Durchführung der Übereinkommen und Empfehlun­
gen in seinem Bericht an die Konferenztagung 1983 dargelegt hatte.2 
Trotz dieser Bemerkungen habe die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland weiterhin versucht, durch irrige Auslegung von Artikel 1 
Absatz 2 des Übereinkommens N r. 111 (Erfordernisse einer bestimm­
ten Beschäftigung) und Artikel 4 (Betätigung gegen die Sicherheit des 
Staates) ihre im Widerspruch zu dem Übereinkommen stehenden dis­
kriminierenden Praktiken zu rechtfertigen. 

240. Der WGB hat behauptet, seit 1979 habe es mehrere hundert 
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Fälle diskriminierender Maßnahmen zum Nachteil von Bewerbern um 
Stellungen im öffentlichen Dienst oder öffentlich Bediensteten gege­
ben. Zwischen Herbst 1983 und Februar 1984 habe es neue Disziplinar­
gerichtsentscheidungen in zwölf Fällen und neue Disziplinarmaßnah­
men in 17 Fällen gegeben. 

241. Der WGB hat erklärt, die diskriminierenden Praktiken seien 
von den betroffenen Arbeitnehmern und von Gewerkschaftstagen in 
der Bundesrepublik Deutschland verurteilt worden . Er hat Entschlie­
ßungen kurz zuvor abgehaltener Kongresse der Deutschen Postge­
werkschaft, der IG Metall, der IG Druck und Papier und der Gewerk­
schaft Erziehung und Wissenschaft übermittelt. 

Vom WGB beigebrachte Informationen und 
Unterlagen 

242. In seiner Beschwerde und den beigefügten Unterlagen hat der 
WGB 79 Personen benannt, die von diskriminierenden Maßnahmen 
betroffen gewesen seien, und Einzelheiten über ihre Fälle angeführt. 
Dabei handelte es sich meist um Beamte auf Lebenszeit, in anderen 
Fällen um Beamte auf Probe, Bewerber für den öffentlichen Dienst 
oder Angestellte. 24 Fälle betrafen die Bundespost, fünf betrafen an­
dere Bundesbehörden und 41 den Lehrerberuf. Zwei der restlichen 
neun Fälle betrafen Personen im Kirchendienst. Die Maßnahmen, die 
gegen eine Reihe dieser Personen getroffen worden seien, reichten von 
der Entlassung über die angedrohte Entlassung, die Nichteinstellung, 
die Versetzung und die angedrohte Versetzung bis zur Nichtbeförde­
rung. In anderen Fällen wurden Disziplinarverfahren, die Androhung 
von Disziplinaruntersuchungen oder ein Sicherheitsgespräch erwähnt. 

243. Nach den beigebrachten Informationen waren die Gründe für 
die getroffenen Maßnahmen meist die Mitgliedschaft in der Deutschen 
Kommunistischen Partei (DKP) und Tätigkeiten für diese Partei, wie die 
Kandidatur bei Parlaments- oder Gemeindewahlen, in einigen Fällen 
auch die Teilnahme an Tätigkeiten anderer Organisationen oder an öf­
fentlichen Kundgebungen oder die Unterzeichnung öffentlicher Aufrufe. 

244. Zusammen mit seiner Beschwerde hat der WGB Unterlagen 
über einige von ihm erwähnte Fälle eingereicht, darunter offizielle Mit­
teilungen, Gerichtsurteile sowie Analysen und Beschreibungen von 
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Disziplinarverfahren. Insbesondere übermittelte er eine eingehende 
Analyse des Urteils vom 29 . Oktober 1981, mit dem das Bundesverwal­
tungsgericht die Entlassung des Fernmeldetechnikers Hans Peter aus 
dem Bundespostdienst angeordnet hatte.3 Auf die Einladung des Aus­
schusses hin, weitere Informationen und Bemerkungen beizubringen, 
übermittelte der WGB eine Analyse der aktuellen Rechtsprechung4 
und Hinweise auf eine Debatte im Bundestag im Januar 19865 sowie 
auf die Berichte des Ausschusses der Internationalen Arbeitskonferenz 
für die Durchführung der Übereinkommen und Empfehlungen in den 
Jahren 1981, 1982 und 19836• 

245. Wie in Kapitel 2 erwähnt wurde, hat der WGB auf der zweiten 
Tagung des Ausschusses sechs Zeugen vorgestellt; vier davon waren 
durch Maßnahmen in Anwendung der Vorschriften über die Treue­
pflicht zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung betroffen ge­
wesen, die übrigen beiden waren Rechtssachverständige. Während der 
Zeugenanhörungen überreichte der WGB mehrere weitere Doku­
mente, darunter eine Veröffentlichung der Deutschen Posrgewerk­
schaft? und Informationen über Maßnahmen betreffend den öffentli­
chen Dienst in Baden-Württemberg8• 

246. Ende Juni 1986 hat der WGB weitere Bemerkungen vorgelegt, 
die sich auf die Stellungnahme der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber dem Ausschuß bezogen; ein Anhang hierzu 
enthielt Stellungnahmen zu den Antworten der Regierung auf Fragen 
im Bundestag9 und Auszüge aus juristischen Texten. In seiner Stellung­
nahme merkte der WGB an, in allen vor den Ausschuß gebrachten 
Fällen seien die Maßnahmen der Regierung der Bundesrepublik oder 
der Länder ausschließlich durch die polirischen Meinungen der Betrof­
fenen bestimmt gewesen. Die Mitteilung des WGB enthielt ausführli­
che Stellungnahmen zu mehreren Fragen: zur besonderen Lage der 
Bundesrepublik und den Lehrern aus der Weimarer Republik; zur To­
talitarismusdoktrin; zur verfassungsrechtlichen Unzulässigkeit der 
Berufsverbote; zur Verfälschung des Begriffs der freiheitlichen demo­
kratischen Grundordnung; zur Auslegung der Normen des Überein­
kommens Nr. 111; zur Ausschöpfung des nationalen Rechtsweges; zu 
den Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit des Staates und 
zum Spionagevorwurf; zur »Liberalität << der Berufsverbotepraxis in 
der BundesrcPtthlik im \ ',···~: k i,· h zu der Praxis anderer Länder. 

247. Der \~ 'GB stimmte der fcststellung der Regierung in ihrer Mit­
teilung von März 1986 zu, daß ein demokratisch überzeugter Beamten­
apparat zu den Garantien für eine freiheitliche Demokratie gehöre. 
Nach der Meinung des WGB lasse sich aber eine solche demokratische 
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Überzeugung nicht dadurch erreichen, daß öffentlich Bediensteten die 
politischen Grundrechte aberkannt würden und ihnen das Recht ver­
wehrt werde, die politische Auffassung einer, wenn auch grundsätzli­
chen, in der Bundesrepublik Deutschland gleichwohllegalen Opposi­
tionspartei zu teilen oder sich in Organisationen und Bewegungen po­
litisch zu engagieren, die die Regierung der Bundesrepublik Deutsch­
land als »verfassungsfeindlich « deklariere. 

248. Der WGB erklärte, die Weimarer Republik sei nicht daran zu­
grunde gegangen, daß es ihr an ausreichenden Vorkehrungen zum 
Schutz der Verfassungsordnung gefehlt habe oder daß sie keine Berufs­
verbote erlassen habe. Häufig sei vom Instrument des Verbots politi­
scher Organisationen Gebrauch gemacht worden. Der Einsatz dieses 
Instruments, vor allem aber auch die politische Strafjustiz, habe sich 
indes gegen Ende der Weimarer Republik fast ausschließlich gegen die 
Organisationen der politischen Linken gerichtet. Berufsverbote seien 
ebenfalls bereits in der Weimarer Republik praktiziert worden. Die 
von den sozialdemokratischen Regierungen Preußens und Hamburgs 
erlassenen Beschlüsse, die die Mitgliedschaft von Beamten in der 
NSDAP oder in der KPD als Verletzung der Treuepflicht werteten, 
hätten den Einfluß der NSDAP innerhalb des Beamtenapparates nicht 
zurückzudrängen vermocht. Beamte, die der NSDAP angehörten, 
seien kaum entlassen worden; dafür habe man, insbesondere nachdem 
1932 das Verbot im Hinblick auf die NSDAP aufgehoben war, zahlrei­
che höhere Beamte, die Mitglieder der SPD waren, durch »national<< 
eingestellte Personen ersetzt. Die wenigen KPD-Mitglieder seien ohne­
hin bereits entlassen worden. Die Berufsverbotepraxis gegen Ende der 
Weimarer Republik habe damit die Säuberungsmaßnahme nach der 
Machtergreifung durch die Faschisten 1933 mit vorbereitet. Gerade die 
>>Lehren aus der Geschichte<< sprächen gegen die Berufsverbotepraxis. 

249. Der WGB erklärte, die Identifizierung von Faschismus und 
Kommunismus im Sinne der Totalitarismusdoktrin werde in der Bun­
desrepublik in besonders hartnäckiger Form zur politischen Diskrimi­
nierung der Kommunisten betrieben. Diese Doktrin habe keine Veran­
kerung in der Verfassung der Bundesrepublik Deutschland. Auch die 
Kommunisten seien in dem von den Besatzungsmächten eingesetzten 
Parlamentarischen Rat an der Erarbeitung des Entwurfs einer Verfas­
sung für die Bundesrepublik Deutschland beteiligt gewesen. Demge­
genüber sei kaum ein Grundzug der Verfassung so deutlich, wie die 
Absage an eine faschistische Herrschaftsordnung. Es gebe folglich 
keine verfassungsrechtliche Grundlage für eine Identifizierung von Fa­
schisten und Sozialisten oder Kommunisten. 
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250. Der WGB bemerkte, die Behauptung der Regierung, die vom 
Berufsverbot betroffenen Personen wollten die Menschenrechte ab­
schaffen und die freiheitliche demokratische Grundordnung beseiti­
gen, sei bei den Zeugenanhörungen des Ausschusses in keiner Weise 
bestätigt worden. Selbst die von der Regierung benannten Zeugen hät­
ten festgestellt, die angeblichen Menschenrechtsverletzungen bestün­
den ausschließlich darin, daß die Betroffenen sich nicht von ihrer Welt­
anschauung und ihrer politischen Gesinnung zu distanzieren bereit 
seien. Die Regierung begründe ihre Behauptung nicht mit dem persön­
lichen Verhalten, sondern behaupte vielmehr, die Partei, der die Betrof­
fenen angehörten oder nahestünden, ziele darauf ab, die freiheitliche 
demokratische Grundordnung zu beseitigen. Es gebe aber keine Ent­
scheidung des nach bundesdeutschem Verfassungsrecht allein zuständi­
gen Bundesverfassungsgerichts, die Ziele der DKP seien mit der frei­
heitlichen demokratischen Grundordnung unvereinbar. Für den Be­
reich des öffentlichen Dienstes verhalte sich die Regierung so, als ob 
eine Verbotsentscheidung des Bundesverfassungsgerichts nach Arti­
kel 21 Absatz 2 des Grundgesetzes gegen die DKP ergangen sei. Vor 
1972 sei es allgemeine Ansicht in der rechtswissenschaftliehen Litera­
tur gewesen, daß eine solche Praxis verfassungswidrig sei. Zu diesem 
Ergebnis sei auch das Bundesverwaltungsgericht in einer Entscheidung 
vom 14. März 1973 betreffend einen Soldaten gelangt. Das Gericht 
habe befunden, Maßnahmen wegen seiner Mitgliedschaft und Betäti­
gung in einer nicht vom Bundesverfassungsgericht verbotenen Partei 
verstießen gegen Artikel 3 Absatz 3 (Nichtdiskriminierung) und Arti­
kel 5 Absatz 1 (Freiheit der Meinungsäußerung) sowie gegen das Par­
teienprivileg des Artikels 21 Absatz 2 des Grundgesetzes. Das Bundes­
verwaltungsgericht habe hervorgehoben, vor dem Verbot einer Partei 
könne sich niemand zum Nachteil eines Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes darauf berufen, die noch nicht verbotene Partei sei verfas­
sungswidrig oder setze sich jedenfalls nicht für die bestehende demo­
kratische Staatsverfassung ein, oder die Mitgliedschaft und Betätigung 
in ihr sei nicht mit einem Bekenntnis zur freiheitlichen demokrati­
schen Grundordnung vereinbar. Diese Entscheidung sei zugunsren 
eines Offiziers ergangen, der Mitglied der NDP war. Knapp zwei Jahre 
später, am 6. Februar 1975, habe ein anderer Senat desselben Bundes­
verwaltungsgerichts den diametral entgegengesetzten Standpunkt be­
zogen; die Ablehnung einer Lehramtsbewerberio wegen ihrer Mit­
gliedschaft in der DKP sei für rechtmäßig befunden worden. Kurz da­
nach sei das Bundesverfassungsgericht in seiner Grundsatzentschei­
dung vom 22. Mai 1975 zu der Feststellung gelangt, daß die Mitglied-
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schaft in einer nicht verbotenen, aber verfassungsfeindlichen Partei ein 
Stück des Verhaltens sein könne, das die Einstellungsbehörde bei der 
Prüfung der Verfassungstreue eines Bewerbers zu berücksichtigen 
habe. Der WGB hat angemerkt, obwohl das Grundgesetz Zwischen­
stufen zwischen dem Verbot einer Partei nach Artikel 21 Absatz 2 des 
Grundgesetzes und der Gewährleistung ihrer Betätigungsfreiheit nicht 
kenne, konstruiere das Bundesverfassungsgericht vermittels des Be­
griffs der >>Verfassungsfeindlichkeit« einen Graubereich, in dem die je­
weils betroffene Partei, ihre Mitglieder und Anhänger vom Schutz der 
grundgesetzliehen Freiheitsgewährleistungen weitgehend ausgenom­
men se1en. 

251. Der WGB hat vorgebracht, auch die Annahme einer gegenüber 
anderen Staatsbürgern gesteigerten Verfassungstreuepflicht öffentlich 
Bediensteter könne ein nach dem Grundgesetz verfassungsmäßiges 
Verhalten nicht zu einem illegalen verfassungsfeindlichen Verhalten 
werden lassen oder den Einstellungsbehörden eine vom Grundgesetz 
nicht vorgesehene Beurteilungskompetenz hinsichtlich der Verfas­
sungskonformität politischer Parteien verschaffen. Es erscheine als Wi­
derspruch, daß die Treue zur Verfassung gerade dadurch verletzt wer­
den solle, daß Beamte Grundrechte wahrnähmen, die eben diese Ver­
fassung einräume. Zudem habe die Regierung ihre Behauptung, die 
DKP sei auf eine Aufhebung der freiheitlichen demokratischen Grund­
ordnung aus, durch keine einzige programmatische Aussage dieser Par­
tei stützen können. 

252. Der WGB merkte an, nach den Regeln für die Auslegung inter­
nationaler Verträge im Wiener Vertragsrechtsübereinkommen (Arti­
kel31 und 32) müsse das Übereinkommen Nr. 111 zunächst nach dem 
Vertragswortlaut selbst ausgelegt werden. Artikel 1 Absatz 1 des Über­
einkommens enthalte eine präzise Legaldefinition der Diskriminie­
rung. Bedeutung für die genaue Inhaltsbestimmung hätten diejenigen 
Organe, die sich auf Grund der IAO-Verfassung mit der Auslegung 
von Übereinkommen beschäftigen, hier insbesondere der Sachverstän­
digenausschuß für die Durchführung der Übereinkommen und Emp­
fehlungen gemäß Artikel 22 der IAO-Verfassung und die im Beschwer­
deverfahren gemäß Artikel 24 der IAO-Verfassung eingesetzten Aus­
schüsse. Diese Organe berührten nicht die Souveränität des jeweiligen 
Staates. Eine Auslegung des Übereinkommens Nr. 111 auf der Grund­
lage unbestimmter Rechtsbegriffe in anderen internationalen Verträ­
gen, die zu einem Ergebnis führe, das die Anknüpfung von Differen­
zierungen an die konkrete Funktion im Staatsbereich ausschließt, wäre 
überdies »hinsichtlich des Gegenstands und Zwecks<< des Überein-
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kommens nicht zulässig (Wiener Vertragsrechtsübereinkommen, Arti­
kel 31 Ziffer 1). Überdies sei, als die Bundesrepublik Deutschland 1961 
das Übereinkommen ratifizierte, sowohl in der herrschenden Lehre 
als auch in der Verwaltungs- und Gerichtspraxis unbestritten gewesen, 
daß die Mitgliedschaft in politischen Parteien nur dann einen Grund 
für den Ausschluß aus dem öffentlichen Dienst darstelle, wenn die Par­
tei nach Artikel 21 Absatz 2 des Grundgesetzes für verfassungswidrig 
erklärt sei oder der Betroffene die entsprechende Grundrechtsausü­
bung nach Artikel 18 des Grundgesetzes verwirkt habe. Im Jahre der 
Ratifikation sei auch die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
ergangen, die diesen Rechtszustand bestätigt habe (BVerfGE, 
S. 296 ff.). Die vor dem Verbot der KPD im Jahre 1956 aufgekommene 
Unterscheidung von »verfassungsfeindlich<< und »verfassungswidrig << 
sei ausdrücklich beseitigt worden . Sie sei in Lehre und Rechtsprechung 
erst nach dem Radikalenerlaß von 1972 wiedergekehrt . Es sei also 
davon auszugehen, daßdie Bundesrepublik Deutschland bei der Ratifi­
zierung des Übereinkommens Nr. 111 von einem Verständnis des Ver­
tragsinhalts ausgegangen sei, das mit der heutigen Interpretation des 
Vertragswortlauts durc~ die Überwachungsorgane der IAO vereinbar 
war. 

253. Der WGB bemerkte, die Regierung sehe in der Mitgliedschaft 
in der DKP sowie in Aktivitäten für diese Partei unter Einschluß der 
Kandidatur zu öffentlichen Ämtern einen Angriff auf die Sicherheit 
des Staates. Sie habe aber in keinem konkreten Fall erklären können, 
worin die Gefährdung der Staatssicherheit bestehe, die von der Aktivi­
tät der vom öffentlichen Dienst ausgeschlossenen Personen ausgehen 
solle. Zusätzlich habe die Regierung die Theorie einer Sicherheitsge­
fährdung im Spannungsfall aufgestellt. Dieses Risiko unterstelle sie 
gleichermaßen dem Lehrer, dem Zöllner, dem Postbediensteten und 
dem Eisenbahner, wenn deren Ideen sich denen der DKP annäherten 
oder auch nur annähern könnten. Das Gutachten von Professor Doeh­
ring gehe noch einen Schritt weiter und bezichtige die DKP der Spio­
nage für fremde Mächte. Der WGB weise die Verdächtigung, Mitglie­
der der DKP, die im Bereich des öffentlichen Dienstes ihren Lebensun­
terhalt verdienen, wirkten als Spione und gefährdeten die Sicherheit 
des Staates, ·als Verleumdung und Diskriminierung scharf zurück. 

254. Unter Hinweis auf zwei in der Bundesrepublik erschienene 
rechtsvergleichende Studien (Doehring u. a.: Verfassungstreue im öf­
fentlichen Dienst europäischer Staaten, Berlin 1980; Böckenförde, To­
muschat, Umbach: Extremisten und öffentlicher Dienst, Baden-Baden 
1981) erklärte der WGB, im Gegensatz zu der Lesart von Professor 
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Doehring verdeu dichten die einzelnen Länderberichte in diesen Unter­
suchungen gerade, daß das in der Bundesrepublik Deutschland heraus­
gebildete behördliche und juristische Instrumentarium der Diskrimi­
nierung von Beamtenbewerbern wegen ihrer politischen Anschauung 
in den behandelten Ländern kaum ein entsprechendes Gegenstück 
finde. In seiner rechtsvergleichenden Schlußanalyse gelange Professor 
Tomuschat zu der Einschätzung, daß ein beamtenrechtliches Treuege­
bot, sofern es in den nationalen Rechtsordnungen der untersuchten 
Länder überhaupt existiere, stets nur funktionell amtsbezogen verstan­
den werde; von diesem westeuropäischen Generalnenner hebe sich die 
Bundesrepublik mit ihrer generellen Treuepflicht signifikant ab . Die 
Möglichkeit des gerichtlichen Rechtsschutzes in der Bundesrepublik 
Deutschland helfe den Betroffenen wenig, wenn die höhere Verwal­
tungsgerichtsbarkeit die Praxis der Berufsverbote legitimiere . 

255. Zum Einwand der Regierung, der innerstaatliche Rechtsweg 
sei noch nicht erschöpft, machte der WGB geltend, die Verfahrensord­
nung in der Verfassung der IAO sehe- im Gegensatz zur Europäischen 
Konvention über Menschenrechte und zum Fakultativprotokoll zum 
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte - keine 
Bestimmung vor, die die Erschöpfung des innerstaatlichen Rechtswe­
ges vorschreibe. Folglich gelte diese Regel nicht im vorliegenden Ver­
fahren. Aber selbst wenn sie gelten sollte, müsse sie im vorliegenden 
Fall als erfüllt gelten. Zum einen liege die Entscheidung des Bundesver­
fassungsgerichts vom 22 . Mai 1975 vor; zum anderen habe das Bundes­
verfassungsgericht seine grundsätzliche Billigung der Berufsverbote­
rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum Ausdruck ge­
bracht (Bundesverfassungsgericht, NJW 1981, S. 2683). 

Informationen und Unterlagen aus anderen Quellen 

256. In Kapitel 2 wurden die Beschlüsse des Ausschusses erwähnt, In­
formationen aus anderen Quellen als vom WGB und von der betroffe­
nen Regierung einzuholen und auch Mitteilungen von Personen und 
Organisationen in der Bundesrepublik Deutschland zu berücksichti­
gen. Demzufolge hatte der Ausschuß ein sehr umfangreiches Informa­
tionsmaterial zur Verfügung, meist mit näheren Angaben über die An­
wendung der Vorschriften betreffend die Treuepflicht zur freiheitlichen 
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demokratischen Grundordnung in Einzelfällen. Diese Informationen 
stammen direkt von den Betroffenen oder ihren Rechtsbeiständen, von 
Vertretungsgewerkschaften öffentlich Bediensteter (insbesondere Post­
bedienstete und Lehrer) und von mehreren nichtstaatlichen Organisa­
tionen, die Kampagnen gegen die »Berufsverbote << betreiben. 

257. Der Ausschuß hat eine Mitteilung von einem Rechtsanwalt, 
Dr. Siemantel, im Auftrag der DKP erhalten. Darin heißt es, selbst die 
Bundesregierung behaupte nicht, die DKP empfehle die Anwendung 
gewalttätiger Methoden; das Parteiprogramm lasse deutlich erkennen, 
daß die DKP ihr letztendliches Ziel, eine sozialistische Gesellschafts­
ordnung in der Bundesrepublik, nicht mittels Putsch und Verschwö­
rung erreichen wolle, sondern daß sie im Gegenteil einen solchen Weg 
ausdrücklich ablehne. Die DKP achte mit ihren Zielen und ihrem Ver­
halten auch diejenigen Elemente der Grundordnung, die gemäß Arti­
kel 79 Absatz 3 des Grundgesetzes nicht änderungsfähig sind. 

258. Das T nformationsgut über Einzelfälle enthält oft einschlägige 
Unterlagen, wie Kündigungsschreiben oder Mitteilungen der Dienst­
enthebung, Beschwerden und andere Eingaben in Gerichtsverfahren 
und Gerichtsurteile. Es finden sich Erklärungen offizieller Organe, 
wie Länderparlamente oder Gemeindeversammlungen, von Gewerk­
schaften oder Personalräten, Vertretern politischer Parteien, Elternbei­
räten und anderen Bürgergruppen sowie PresseartikeL Ferner liegen 
Veröffentlichungen von Gewerkschaften oder nichtstaatlichen Organi­
sationen zur Dokumentierung einzelner Fälle oder Fallgruppen vor.IO 
Die "Bürgerinitiative gegen Berufsverbote<<, Freiburg, hat auf der 
Grundlage rechnergespeicherter Daten Kurzbeschreibungen von rund 
600 Fällen mitgeteilt, in denen Personen in ihrer Beschäftigung oder 
ihrem Beruf durch Maßnahmen wegen ihrer politischen Zugehörigkeit 
oder Betätigung betroffen waren. Viele dieser Fälle lagen in den 70er 
Jahren; in rund 250 Fällen dagegen waren die Maßnahmen seit 1979, 
als die abgeänderten Grundsätze für die Prüfung der Verfassungstreue 
von Bundesbediensteten verabschiedet wurden, eingeleitet oder von 
Instanzen der Exekutive oder Rechtsprechung weiter behandelt wor­
den. 

259. Während der Anhörung des in Vertretung der bayerischen Be­
hörden aussagenden Zeugen fragte der Vertreter des WGB nach Infor­
mationen über zwei Personen, denen die Beschäftigung im öffentlichen 
Dienst Bayerns verweigert worden sei. Ausführliche Informationen 
über diese Fälle wurden später von der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland mitgeteilt. Wie in Kapitel 2 erwähnt, hat der Ausschuß 
ferner beschlossen, die in zwei vor dem Europäischen Gerichtshof für 
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Menschenrechte anhängigen Fällen verfügbaren öffentlichen Doku­
mente mit zu berücksichtigen. 11 

Zusammenfassende Analyse der dokumentarisch 
belegten Fälle 

260. Eine Analyse der Daten, die der Ausschuß während seiner Er­
mittlungen über die Zahl der Personen, die in ihrer Beschäftigung oder 
ihrem Beruf durch Maßnahmen im Zusammenhang mit ihrer politi­
schen Zugehörigkeit oder Betätigung betroffen wurden, aus verschie­
denen Quellen erhalten hat, enthält das Kapitel 9. 

261. Es folgt eine tabellarische Kurzübersicht über 73 Fälle, für die 
dem Ausschuß dokumentierte Informationen aus den vorstehend er­
wähnten Quellen zugegangen sind, sowie anschließend eine Kurzdar­
stellung des Tatbestandes in 15 ausgewählten Fällen (diese sind in der 
Tabelle mit einem Stern bezeichnet). Das Material berücksichtigt die 
Informationen, die bis zur dritten Tagung des Ausschusses im Novem­
ber 1986 eingegangen waren. 

262. In etwa drei Fünftein der in dieser Tabelle erwähnten Fälle 
waren die Disziplinarverfahren oder sonstigen einschlägigen Maßnah­
men ab 1982 eingeleitet worden. 

263. Bei allen in der Tabelle erwähnten Fällen geht es um die Erfül­
lung der Treuepflicht zur freiheitlichen demokratischen Grundord­
nung; sie haben ihren Ursprung darin, daß der Betroffene sich inner­
halb einer Partei oder Organisation betätigt, ihr angehört oder Bezie­
hungen zu ihr gehabt hat, deren Ziele als verfassungsfeindlich galten. 
Die meisten Fälle betreffen die Mitgliedschaft und Betätigung in der 
Deutschen Kommunistischen Partei (DKP). In vereinzelten Fällen geht 
es um Beziehungen zu anderen kommunistischen Organisationen, 
nämlich dem Kommunistischen Bund Westdeutschlands und dem 
Bund Westdeutscher Kommunisten.12 Mehrere Fälle betreffen Perso­
nen, die sich in studentischen Organisationen im sozialdemokrati­
schen politischen Spektrum betätigt haben)> Ein Fall entstand durch 
Betätigung in der als kommunistisch beeinflußt geltenden Vereinigung 
Demokratischer Juristen .14 Andere Fälle haben ihren Ursprung in Tä­
tigkeiten in der Deutschen Friedensunion1; oder in Organisationen 
von Wehrdienstverweigerern aus Gewissensgründen'6. Zwei Fälle in 
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der Tabelle betreffen Aktivisten in der Nationaldemokratischen Partei 
Deutschland' 1Nf)f1 )P 

264. In ein igen fällen haben die Betroffenen die Tätigkeiten, mit 
denen ihre Beziehungen zur jeweiligen Partei oder Organisation erwie­
sen werden sollten, bestritten. In anderen Fällen beruhten die getroffe­
nen Maßnahmen auf einer Weigerung, Fragen wegen der Mitglied­
schaft in der DKP zu beantworten. 

265. Die Begründungen der getroffenen Maßnahmen. Der zentrale 
Vorwurf gegen Personen, die wegen mangelnder Treue zur Grundord­
nung nicht zum öffentlichen Dienst zugelassen wurden oder aus dem 
öffentlichen Dienst entfernt werden sollten, war ihre unmittelbare 
oder mittelbare Identifizierung mit einer Partei mit für verfassungs­
feindlich gehaltenen Zielen. Innerhalb dieses Rahmens haben vielfäl­
tige Handlungen oder Unterlassungen als Indizien für eine Verletzung 
der Treuepflicht gegolten, bei Bewerbern für das Fehlen der Gewähr, 
daß sie jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung 
eintreten würden. So finden sich bezüglich der Beziehungen zur DKP 
- hierum geht es in den meisten dem Ausschuß mit Belegen zur Kennt­
nis gebrachten Fällen- Behauptungen der folgenden Art: mutmaßliche 
Betätigung in der DKP oder für diese Partei und Weigerung, Fragen 
hierüber zu beantworten und sich von der Partei zu distanzieren; Tä­
tigkeiten für eine angeblich der Partei nahestehende oder von ihr beein­
flußte Organisation; frühere Tätigkeiten während des Studiums für 
eine von der DKP beeinflußte Organisation; Mitgliedschaft in der 
DKP; Beteiligung an Parteitätigkeiten wie Teilnahme an DKP-Ver­
sammlungen, Auftreten als Redner auf solchen Versammlungen, Ver­
fassung von Beiträgen für Parteiveröffentlichungen, Verteilung von 
Parteiveröffentlichungen, Geldsammlung für die Partei oder Antrag­
stellung auf Genehmigung eines Partei-Informationsstands an öffentli­
chem Ort; Übernahme von Ämtern in der DKP; Wahlkandidaturen 
für die DKP; Übernahme eines DKP-Mandats in einem Gemeinderat. 
Im Einzelfall findet sich gewöhnlich eine Kombination solcher Unter­
stellungen. 

266. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil von Mai 
1975 erklärt, Beamte müßten sich eindeutig von Gruppen und Bestre­
bungen distanzieren, die den Staat, seine verfassungsmäßigen Organe 
und die geltende Verfassungsordnung angreifen, bekämpfen und diffa­
mieren. Auch der Beitritt oder die Zugehörigkeit zu einer Partei, die ver­
fassungsfeindliche Ziele verfolge, könne ein Teil des Verhaltens sein, das 
für die Beurteilung erheblich sein könne, ob ein Bewerber für den öf­
fentlichen Dienst jederzeit für die freiheitliche demokratische Grund-
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Dienstherr 
Name 

Bundesdienst 

Bundespost 

''·Herbert Bastian 

Heinz-Jürgen Brammer 

Axel Brück 

Kar! Elsinger 

Hans-Joachim Gerbus 

Benhold Goergens 

Beschäftigungsstatus 

Beamter auf Lebenszeit 
(Posthauptschaffner) 

Angestellter 

Beamter auf Lebenszeit 
(Fernmeldeobersekretär) 

Beamter auf Lebenszeit 
(Postbetriebsinspektor) 

Angestellter 

Beamter auf Lebenszeit 
(Fernmeldeoberinspektor) 

Natur und Ergebnis 
der Entscheidungen und Verfahren 

Disziplinarverfahren; Urteil des Bundesdisziplinar­
gerichts zugunsren des Beamten. Berufung des Bun­
desdisziplinaranwalts beim Bundesverwaltungsge­
richt anhängig. 

Übernahme in das Beamtenverhältnis abgelehnt. 

Disziplinarverfahren; Urteil des Bundesdisziplinar­
gerichts zugunsren des Beamten. Berufung des Bun­
desdisziplinaranwalts beim Bundesverwaltungsge­
richt anhängig. 

Disziplinarverfahren; Urteil des Bundesdisziplinar­
gerichts zugunsren des Beamten. Berufung des Bun­
desdisziplinaranwalts beim Bundesverwaltungsge­
richt anhängig. 

Übernahme in das Beamtenverhältnis abgelehnt. 

Disziplinarverfahren; Urteil des Bundesdisziplinar­
gerichts zugunsren des Beamten. Berufung des Bun­
desdisziplinaranwalts beim Bundesverwaltungsge­
richt anhängig. 



Dienstherr 
Name 

Günter Hütter 

''·Hans Meister 

Volker Metzroth 

Egon Momberger 

''·Hans Peter 

Peter Pipiorke 

''· Wolfgang Repp 

Werner Siebier 

Gustav SteHen 

Beschäftigungsstatus 

Beamter auf Lebenszeit 
(Fernmeldeamtmann) 

Beamter auf Lebenszeit 
(Fernmeldeamtmann) 

Arbeiter 
(Fernmeldehandwerker) 

Beamter auf Probe 
(Fernmeldeoberinspektor) 

Beamter auf Lebenszeit 
(Fernmeldehandwerker) 

(Fernmeldehandwerker) 

Beamter auf Lebenszeit 
(Posthauptschaffner) 

Beamter auf Probe 
(Postoberschaffner) 

Beamter auf Lebenszeit 
(Posthauptschaffner) 

Natur und Ergebnis 
der Entscheidungen und Verfahren 

Disziplinarverfahren eingeleitet. 

Disziplinarverfahren; Bundesverwaltungsgericht hat 
Entfernung aus dem Dienst angeordnet. 

Aus Sicherheitsgründen auf einen anderen niedriger 
bewerteten Posten versetzt; Arbeitsgericht hat Antrag 
auf einstweilige Verfügung gegen sofortiges Inkraft­
treten stattgegeben. 

Untersuchungsverfahren eingeleitet. 

Disziplinarverfahren; Entlassung vom Bundesverwal­
tungsgericht angeordnet. 

Soll aus Sicherheitsgründen versetzt werden. 

Disziplinarverfahren; Urteil des Bundesdisziplinar­
gerichts zugunsten des Beamten. Berufung des Bun­
desdisziplinaranwalts beim Bundesverwaltungsge­
richt anhängig. 

Entlassungsbeschwerde beim Verwaltungsgericht an­
hängig. 

Disziplinarverfahren beim Bundesdisziplinargericht 
eingeleitet. 



--~-- ~ -------

Dienstherr 
Name 

HelmutWörz 

Bundesfin!lnzverwaltung 

''·Uwe Scheer 

Bundesbahn 

''·Ulrich Eigenfeld 

Joachim Mende 

Beschäftigungsstatus 

Arbeiter 
(Fernmeldehandwerker) 

Beamter auf Lebenszeit 
(Zollobersekretär) 

Beamter auf Lebenszeit 
(Bundesbahnsekretär) 

Beamter auf Lebenszeit 
(Bundesbahnsekretär) 

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 

...... 
00 
V> 

Edith Wiese-Liebert Beamtin auf Probe 
(Verwaltungsinspektorin) 

Natur und Ergebnis 
der Entscheidungen und Verfahren 

Aus Sicherheitsgründen an einen anderen niedriger 
bewerteten Arbeitsplatz versetzt. 

Disziplinarverfahren beim Bundesdisziplinargericht 
eingeleitet . 

Disziplinarverfahren; Entlassung vom Bundesdiszi­
plinargericht angeordnet, vom Bundesverwaltungsge­
richt bestätigt. Verfassungsbeschwerde vom Bundes­
verfassungsgericht nicht angenommen. 

Vorermittlungen abgeschlossen. Disziplinarverfahren 
wird erwartet. 

Entlassung vom Landesverwaltungsgericht bestätigt. 
Nichtzulassung der Revision vom Bundesverwal­
tungsgericht bestätigt. 



Dienstherr 
Name Beschäftigungsstatus 

Landesdienst Baden-Württemberg 

Lehrer 

Sigrid A!therr-König 

Christa Asprion 

Reinhilde Engel 

>:·Gerlinde Fronemann 

Julika Haibt 

RolfKosiek 

Beamtin auf Widerruf 
(Vorbereitungsdienst) 

Beamtin auf Probe 

Beamtin auf Probe 

Beamter auf Probe 

Natur und Ergebnis 
der Entscheidungen und Verfahren 

Antrag auf Einstellung im Angestelltenverhältnis vom 
Landesarbeitsgericht abgelehnt. 

Rücknahme der Ernennung vom Verwaltungsgerichts­
hof bestätigt. Berufungen anhängig. 

Verwaltungsgericht hat Klage gegen Entlassung statt­
gegeben. Berufung der Regierung beim Verwaltungs­
gerichtshof anhängig. 

Bundesverwaltungsgericht hat Entlassungsbeschwer­
de stattgegeben. Neues Verfahren wird erwogen. 

Bundesarbeitsgericht hat Beschwerden gegen Nicht­
zulassung zum Vorbereitungsdienst als Angestellte 
stattgegeben. 

Entlassung vom Verwaltungsgerichtshof bestätigt. 
Berufung vom Bundesverwaltungsgericht abgewie­
sen. Verfassungsbeschwerde vom Bundesverfassungs­
gericht nicht zugelassen. Europäischer Gerichtshof 
für Menschenrechte hat befunden, daß kein Eingriff 
in ein gemäß der Europäischen Menschenrechtskon­
vention geschütztes Recht stattgefunden habe. 



Dienstherr 
Name 

''·Klaus Lipps 

Hans Schäfer 

Martin Zeiss 

Justizdienst 

Gerd Wernthaler 

Sozialarbeiterin 

Gesa Groeneveld 

Beschäftigungsstatus 

Beamter auf Probe 

Beamter auf Probe 

Beamter auf Probe 

Beamter auf Probe 

Angestellte 

Natur und Ergebnis 
der Entscheidungen und Verfahren 

Verwaltungsgerichtshof hat Beschwerde gegen Ent­
lassung stattgegeben. Bundesverwaltungsgericht hat 
Beschwerde der Regierung gegen Nichtzulassung der 
Revision zurückgewiesen. 

Entlassung vom Verwaltungsgerichtshof bestätigt. 
Nichtzulassung der Berufung vom Bundesverwal­
tungsgericht bestätigt. 

Entlassungsbeschwerde vor Verwaltungsgericht an­
hängig. 

Nach Verzögerung wegen Ermittlungen zum Beam­
ten auf Lebenszeit ernannt. 

Landesarbeitsgericht hat Kündigung für rechtsun­
wirksam erklärt. Bundesarbeitsgericht hat Urteil auf­
gehoben und Fall an Landesarbeitsgericht zurückver­
WJesen. 



...... 
00 
00 Dienstherr 

Name 

Bayern 

Lehrer 

''·Gerhard Bitterwolf 

Hans Heinrich Häberlein 

Alfred Kar! 

Manfred Lehner 

Friedrich Sendelbeck 

Beschäftigungsstatus 
Natur und Ergebnis 
der Entscheidungen und Verfahren 

Nichternennung zum Beamten auf Probe nach Ab­
schluß des Vorbereitungsdienstes vom Verwaltungs­
gerichtshof bestätigt. Nichtzulassung der Revision 
vom Bundesverwaltungsgericht bestätigt. 

Beschwerde gegen Nichtzulassung zum Vorberei­
tungsdienst vom Verwaltungsgerichtshof bestätigt. 
Bewerber wurde später zum Beamten auf Probe, 
dann auf Lebenszeit ernannt. 

Zustimmendes Urteil des Landesarbeitsgerichts zur 
Nichternennung als Hochschulassistent vom Bundes­
arbeitsgericht aufgehoben. N eues Urteil des Landes­
arbeitsgerichts steht aus . 

Landesarbeitsgericht hat Beschwerde gegen Nicht­
zulassung zum Vorbereitungsdienst stattgegeben. Be­
werber wurde später zugelassen und in der Folge zum 
Beamten auf Probe ernannt. 

Nichtzulassung zum Vorbereitungsdienst als Ange­
stellter vom Landesarbeitsgericht bestätigt. Berufung 
beim Bundesarbeitsgericht anhängig. 



Dienstherr 
Name 

Justizdienst 

Beate Büttner 

Cornelia Lindner 

':-charlotte Nieß-Mache 

Thomas Rosenland 

Maria Wittgen 

Beschäftigungsstatus 

Angestellte 
(Rechtsreferendarin) 

Angestellte 
(Rechtsreferendarin) 

Angestellter 
(Rechtsreferendar) 

Angestellte 
(Rechtsreferendarin) 

Natur und Ergebnis 
der Entscheidungen und Verfahren 

Nichtzulassung zur Ausbildung im Justizdienst als 
Beamtin auf Widerruf vom Verwaltungsgericht be­
stätigt. 

Nichtzulassung zur Ausbildung im Justizdienst als 
Beamtin auf Widerruf vom Verwaltungsgericht be­
stätigt. 

Nichternennung als Richterin auf Probe nach Ab­
schluß des Vorbereitungsdienstes vom Verwaltungs­
gerichtshof bestätigt. 

Nichtzulassung zur Ausbildung im Justizdienst als 
Beamter auf Widerruf vom Verwaltungsgericht be­

stätigt. 

Nichtzulassung zur Ausbildung im Justizdienst als 
Beamtin auf Widerruf vom Verwaltungsgericht be­
stätigt. 



Dienstherr 
Name 

Hessen 

Lehrer 

MarioBerger 

Angelika Wahl 

Niedersachsen 

Lehrer 

''"Karl Otto Eckansberg 

Heike Fleßner 

Beschäftigungsstatus 

Beamter auf Lebenszeit 

Beamtin auf Lebenszeit 

Natur und Ergebnis 
der Entscheidungen und Verfahren 

Nichternennung zum Beamten auf Probe nach Ab­
schluß des Vorbereitungsdienstes vom Verwaltungs­
gerichtshof bestätigt. Nach Änderung der Politik der 
Landesregierung 1984 im Angestelltenverhältnis ein­
gestellt. 

1975 nicht zur Beamtin auf Probe ernannt. Ableh­
nung der Beschäftigung als Angestellte nach Ände­
rung der Politik der Landesregierung 1984 (aus Grün­
den der Eignung) vom Arbeitsgericht bestätigt. Be­
rufung beim Landesarbeitsgericht anhängig. 

Disziplinarverfahren; Freispruch durch Niedersäch­
sischen Disziplinarhof. Neues Disziplinarverfahren 
eingeleitet. 

Disziplinarverfahren beim Verwaltungsgericht einge­
leitet. 



Dienstherr 
Name 

Alies Klüver 

Heinz-Udo Lammers 

Helga Lange 

Ulrich Lepa 

Ulrike Marks 

Hans-Joachim Müller 

Heiko Pannemann 

Udo Paulus 

Beschäftigungsstatus 

Beamtin auf Lebenszeit 

Angestellter 

Beamtin auf Lebenszeit 

Beamter auf Probe 

Beamtin auf Lebenszeit 

Beamter auf Probe 

Beamter auf Lebenszeit 

Beamter auf Lebenszeit 

Natur und Ergebnis 
der Entscheidungen und Verfahren 

Entlassung vom Verwaltungsgericht angeordnet. Be­
rufung an Oberverwaltungsgericht anhängig . Neues 
Disziplinarverfahren angekündigt. 

Fristlose, später befristete Kündigung vom Arbeits­
gericht für rechtsunwirksam erklärt. Berufung der 
Regierung beim Bundesarbeitsgericht anhängig. Er­
neute Kündigung. 

Disziplinarverfahren eingeleitet. 

Entlassen. 

Disziplinarverfahren beim Verwaltungsgericht em­
geleitet. 

Disziplinarverfahren; Urteil des Bundesverwaltungs­
gerichts zugunsren des Beamten. Erneute Kündigung. 

Disziplinarverfahren; Freispruch durch das Verwal­
tungsgericht. 

Verwaltungsgericht hatte Entfernung aus dem Dienst 
angeordnet. Verfahren vom Niedersächsischen Diszi­
plinarhof mit Zustimmung der Parteien eingestellt. 



Dienstherr 
Name 

Irmelin Schachtschneider 

Beschäftigungsstatus 

Beamtin auf Lebenszeit 

':·Matthias Schachtschneider Beamter auf Lebenszeit 

Rolf Schön 

Thomas Schultze-Kranert 

Dorothea Vogt 

Thomas Weber 

Elisabeth Welvers 

Matthias Wietzer 

Angestellter 

Beamter auf Lebenszeit 

Beamtin auf Lebenszeit 

Natur und Ergebnis 
der Entscheidungen und Verfahren 

Disziplinarverfahren beim Verwaltungsgericht em­
geleitet. 

Disziplinarverfahren beim Verwaltungsgericht em­
geleitet. 

Fristlose, später befristete Kündigung vom Arbeits­
gericht für rechtsunwirksam erklärt. Berufung der 
Regierung beim Landesarbeitsgericht anhängig. Er­
neute Kündigung. 

Disziplinarverfahren; Freispruch durch Verwaltungs­
gericht. 

Disziplinarverfahren beim Verwaltungsgericht ein­
geleitet. 

Einstellung im Angestelltenverhältnis im Universi­
tätsfachbereich Chemie ruht während der Ermittlun­
gen. 

Einstellung abgelehnt. 

Nichternennung zum Beamten auf Probe vom Ver­
waltungsgericht bestätigt; Berufung anhängig. Nicht­
einstellung als Angestellter vom Landesarbeitsgericht 
bestätigt. 



Dienstherr 
Name 

Hochschulverwaltung 

Helga Wilhelmer 

Nordrhein-Westfalen 

Lehrerin 

Julia Glasenapp 

Rheinland-Pfalz 

Lehrer 

Evelyn Barthel 

Elke Burkart 

Ulrich Foltz 

''· Wolfgang Jung 

Beschäftigungsstatus 

Beamtin auf Lebenszeit 

Beamtin auf Probe 

Beamtin auf Lebenszeit 

Beamtin auf Lebenszeit 

Beamter auf Probe 

Beamter auf Lebenszeit 

Natur und Ergebnis 
der Entscheidungen und Verfahren 

Disziplinarverfahren beim Verwaltungsgericht em­
geleitet. 

Zurücknahme der Ernennung (1975) vom Oberver­
waltungsgericht bestätigt. Verfassungsbeschwerde 
vom Bundesverfassungsgericht nicht zugelassen. 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte hat 
befunden, daß kein Eingriff in ein gemäß der Euro­
päischen Menschenrechtskonvention geschütztes 
Recht stattgefunden habe. 

Dienstordnungsverfahren eingeleitet. 

Dienstordnungsverfahren eingeleitet. 

Entlassung vom Verwaltungsgericht bestätigt. 

Dienstordnungsverfahren; Verwaltungsgericht hat 
Gehaltskürzung um 15 v. H. auf die Dauer von drei 
Jahren angeordnet. 



Dienstherr 
Name 

''·Maria Lachmann 

Rüdiger Quaer 

Walter Schmitt-Mix 

Astrid Weber 

Schleswig-Holstein 

Lehrer 

''Thomas Bürger 

Rainald Könings 

Beschäftigungsstatus 

Beamtin auf Lebenszeit 

Beamter auf Probe 

Beamter auf Lebenszeit 

Beamter auf Probe 

Beamter auf Probe 

Natur und Ergebnis 
der Entscheidungen und Verfahren 

Dienstordnungsverfahren eingeleitet. 

Entlassung vom Bundesverwaltungsgericht bestätigt. 
Verfassungsbeschwerde vom Bundesverfassungsge­
richt nicht zur Entscheidung angenommen. Anrufung 
der Europäischen Kommission für Menschenrechte 
anhängig. 

Vorermittlungen eingeleitet. 

Nicht zur Beamtin auf Probe ernannt. 

Disziplinarverfahren beim Verwaltungsgericht an­
hängig. 

Kündigung ausgesprochen. 



ordnungeintreten werde. In dem Rechtsgutachten von Professor Doeh­
ring, das die Bundesregierung beim Ausschuß eingereicht hat, heißt es, 
wenn ein Bewerber für den öffentlichen Dienst erkläre, er werde- in 
Kenntnis der Grundsätze der DKP- an dieser politischen Bindung fest­
halten, dann wäre eine Ablehnung seiner Bewerbung gerechtfertigt. Der 
Bundesdisziplinaranwalt wurde während der Anhörungen vor dem 
Ausschuß nach seiner Stellungnahme zu dieser Erklärung befragt; er 
antwortete, die Mitgliedschaft in einer Partei wie der DKP, die von ihren 
Mitgliedern, auch wenn sie Beamte seien, eine besondere Aktivität ver­
lange, könne bei der Eignungsprüfung eines Bewerbers eine entschei­
dende Bedeutung haben.lS Weiter führte er aus, das Bundesverwaltungs­
gericht habe die Frage offengelassen, ob die bloße Mitgliedschaft eines 
Beamten in einer Partei mit verfassungsfeindlichen Zielen eine Verlet­
zung der Treuepflicht darstellen könnte. 19 Der als Vertreter der Behör­
den von Baden-Württemberg aussagende Zeuge hat erklärt, in allen in 
seinem Land aufgetretenen Fällen der Ablehnung von Bewerbern oder 
der Entlassung sei es um Aktivitäten über die bloße Mitgliedschaft hin­
aus gegangen, so daß kein Anlaß zu der Entscheidung bestanden habe, 
ob die bloße Mitgliedschaft in einer Partei mit verfassungsfeindlichen 
Zielen mit der Treuepflicht unvereinbar sei.2o Der als Vertreter der Be­
hörden Bayerns aussagende Zeuge hat erklärt, die bloße Mitgliedschaft 
bei der DKP oder NPD genüge nicht für die Ablehnung eines Bewer­
bers oder die Entfernung aus dem Dienst, sondern in jedem Einzelfall 
müßten Tatsachen vorliegen, die zeigten, daß der Betroffene Bestrebun­
gen gegen die Verfassungsordnung unterstütze; dieses Erfordernis sei 
durch die Rechtsprechung bestätigt.21 Der als Vertreter der Behörden 
von Niedersachsen aussagende Zeuge hat erklärt, die Mitgliedschaft in 
einerverfassungsfeindlichen Partei gelte als Hinweis auf die Notwendig­
keit weiterer Ermittlungen. Gebe ein Bewerber die Mitgliedschaft zu, 
dann werde er gefragt, ob er die Ziele der Partei unterstützen und sich 
zu eigen machen wolle.22 Die Behörden Niedersachsens haben dem 
Ausschuß während seines Besuchs in der Bundesrepublik mitgeteilt, ein 
Bewerber, der sich von den Zielen einer solchen Organisation lossage, 
könne angenommen werden, aber nicht wenn er an ihnen festhalte. Der 
Verfassungsschutzbericht von Rheinland-Pfalzfür 1985 führt die Um­
stände auf, die bei der Feststellung berücksichtigt werden, ob die Mit­
gliedschaft in einer Partei mit verfassungsfeindlichen Zielen zu dem 
Schluß berechtigt, daß ein Bewerber für den öffentlichen Dienst nicht 
die Gewähr der Verfassungstreue bietet; dazu gehören der freiwillige 
Parteibeitritt, die fehlende Distanzierung von den verfassungsfeindli­
chen Zielen der Partei und die Fortsetzung der Mitgliedschaft.23 
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267. Hinweise auf die Bedeutung, die der Parteimitgliedschaft beige­
messen wird, finden sich in einigen der vor dem Ausschuß belegten 
Fälle. So wurde Reinhilde Engel, in Baden-Württemberg seit 1972 als 
Lehrerin im Beamtenverhältnis auf Probe beschäftigt, im Juni 1981 ent­
lassen, weil sie angeblich zumindest von 1973 bis 1975 Mitglied der DKP 
gewesen sei und weil sie es abgelehnt habe, Fragen über ihr derzeitiges 
Verhältnis zur Partei zu beantworten und sich von ihren Zielen zu di­
stanzieren. Das Verwaltungsgericht Karlsruhe hat die Entlassung im De­
zember 1984 aufgehoben, weil die nichtaktive Mitgliedschaft eines Be­
amten in einer gesetzlich zugelassenen Partei die Treuepflicht nicht ver­
letze. Die Landesregierung hat gegen dieses Urteil Berufung eingelegt . 
Im Fall Gesa Groeneveld, einer Sozialarbeiterin im Angestelltenverhält­
nis in Esslingen, Baden-Württemberg, hat das Landratsamt als Dienst­
herr in einer Pressemitteilung erklärt, es wäre bereit gewesen, das Entlas­
sungsverfahren einzustellen, wenn Frau Groeneveld sich bereit erklärt 
hätte, für die Zukunft auf die Mitgliedschaft in der DKP und auf Aktivi­
täten für die DKP zu verzichten . In einer Reihe von Schreiben, die zwi­
schen 1983 und 1985 an die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) betreffend Disziplinarverfahren gegen Lehrer im Beamten­
verhältnis auf Lebenszeit in Rheinland-Pfalz ·gerichtet waren, hat der 
Regierungspräsident von Rheinhessen-Pfalz erklärt, die Mitgliedschaft 
in der DKP oder der NPD verletze die Pflicht des Beamten, für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung einzutreten. Astrid Weber 
wurde 1983 in Rheinland-Pfalznicht als Lehrerin eingestellt, weil sie die 
Frage nach ihrer gegenwärtigen Mitgliedschaft in der DKP nicht eindeu­
tig beantwortet hatte; im Ablehnungsschreiben hieß es, das Bundesver­
waltungsgericht habe in mehreren Beschlüssen 1982 ausgeführt, daß in 
solchen Fällen die erforderliche Grundlage für eine Überzeugung von 
der künftigen Verfassungstreue des Bewerbers nicht habe gewonnen wer­
den können. Gegen Thomas Bürger und Rainald Könings, Lehrer im 
Beamtenverhältnis auf Probe in Schleswig-Holstein, wurde das Entlas­
sungsverfahren eingeleitet, weil sie der Mitgliedschaft in der DKP ver­
dächtigt wurden und es ablehnten, Fragen über diese Mitgliedschaft zu 
beantworten oder sich von dieser Partei zu distanzieren. 

268. In einigen vor den Ausschuß gebrachten Fällen wurde eine Er­
klärung über die Einstellung zu einer Partei verlangt, der der Betrof­
fene nicht angehörte. So ist dem Urteil des Bayerischen Verwaltungsge­
richtshofs im Fall Gerhard Bitterwolf (November 1985) zu entnehmen, 
daß ihm durch mehrere Fragen, die seine Eignung für die Einstellung 
ermitteln sollten, eine Stellungnahme zu Punkten der Ziele und des 
Programms der DKP abverlangt wurde, der er nicht angehörte. 
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269. Die Natur der getroffenen Maßnahmen in den meisten vor 
dem Ausschuß belegten Fällen ist die vom Dienstherrn augewandte 
oder angestrebte Maßnahme der Entfernung des Betroffenen aus dem 
öffentlichen Dienst. Dies ist geschehen in der Form von Disziplinar­
verfahren gegen Lebenszeitbeamte; Entlassung von Beamten auf Wi­
derruf, Beamten auf Probe und Angestellten; Nichtzulassung fachlich 
geeigneter Bewerber zum öffentlichen Dienst; Nichtzulassung zum 
Vorbereitungsdienst. In anderen Fällen wurden Kürzung der Dienstbe­
züge, Kürzung des Ruhegeldes, Versetzung aus Sicherheitsgründen 
und Nichtübernahme von Angestellten in das Beamtenverhältnis ver­
fügt . Die allgemeine Anwendung dieser Politik hat zu zahlreichen An­
fragen, Ermittlungen und Befragungen Anlaß gegeben. 

270. Zum großen Teil unter Berufung auf die als gefestigt geltende 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts in den Fällen Peter 
und Meister haben einige Behörden Lebenszeitbeamte unter Kürzung 
der Dienstbezüge vorläufig des Dienstes enthoben oder Beamte ande­
rer Kategorien oder Angestellte bis zum Abschluß des Gerichtsverfah­
rens entlassen. 

271. ~·eh den vorliegenden Informationen hat die Bundespost 1984 
Herben Bastian, Wolfgang Repp und Gustav SteHen vor die Wahl ge­
stellt, sich unverzüglich von der DKP zu distanzieren oder bis zum 
Abschluß des gegen sie anhängigen Gerichtsverfahrens vom Dienst 
suspendiert zu werden. Da sie sich weigerten, ihre Tätigkeiten für die 
DKP einzustellen, wurden sie unter Kürzung der Dienstbezüge su­
spendiert. Auch die Postbeamten Axel Brück, Berthold Geergens und 
Egon Momberger und der Zollbeamte Uwe Scheer wurden suspen­
diert; der Bundesbahnbeamte Ulrich Eigenfeld wurde zunächst vor­
läufig und dann endgültig aus dem Dienst entfernt. Die Bundespost 
hat, nachdem das Bundesdisziplinargericht in der Hauptsache zugun­
sren der Beamten entschieden hatte, Bastian, Brück, Goergens und 
Repp nicht wiedereingestellt, weil der Bundesdisziplinaranwalt beim 
Bundesverwaltungsgericht gegen diese Urteile Berufung eingelegt 
hatte und diese deshalb nicht rechtskräftig wurden.24 

272. Auch im Landesdienst sind einige Beamte für die Dauer des 
Disziplinarverfahrens dienstenthoben worden. So wurden im Juli 1986 
in Niedersachsen lrmelin Schachtschneider und Dorothea Vogt mit 
einer Kürzung der Dienstbezüge um 50 v. H . suspendiert; im August 
1986 wurde Karl-Otto Eckansberg suspendiert. 

273. Nebenwirkungen des Ausschlusses vom öffentlichen Dienst. 
Mehrere der Betroffenen haben in ihren Mitteilungen auf die Neben­
wirkungen hingewiesen, die der Ausschluß vom öffentlichen Dienst 
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für sie in Beschäftigung und Beruf gehabt hatte oder wahrscheinlich 
haben werde . Es sei ihnen nicht gelungen oder werde ihnen wahr­
scheinlich nicht gelingen, in ihrem erlernten Beruf eine andere Anstel­
lung zu finden. Falls überhaupt, sei oder wäre dies ein anderer und 
weit niedriger eingestufter Beruf als der bisherige. 

274. Zeugen haben vor dem Ausschuß ausgesagt, die Begründung, 
mit der ein Ausschluß aus dem öffentlichen Dienst verfügt werde, 
wirke sich bei der Suche nach Arbeit im privaten Sektor hinderlich 
aus. Private Arbeitgeber würden ungern jemanden beschäftigen, der 
mit der Begründung der Verfassungsfeindlichkeit aus dem öffentlichen 
Dienst entlassen oder nicht zum öffentlichen Dienst zugelassen wor­
den sei.25 Arbeitgeber in sicherheitsempfindlichen Bereichen stellten 
unter Umständen noch strengere politische Anforderungen als der öf­
fentliche Dienst. 26 Für ausgeschlossene Lehrer stünden nach Zeugen­
aussagen ohnehin nur wenige Privatschulen offen.V Die Aussichten, 
eine anderweitige Beschäftigung zu finden, seien durch die derzeit 
hohe Arbeitslosigkeit begrenzt.28 

Fallbeschreibungen 

Bundesdienst 
275. Herbert Bastian. Bastian trat 1960 im Alter von 14 Jahren in den 
Dienst der Deutschen Bundespost ein. 1971 wurde ihm die Eigenschaft 
eines Beamten auf Lebenszeit verliehen. Er wurde dreimal befördert. 
Er arbeitete im Postamt Marburg als Posthauptschaffner im Briefein­
und -abgang. 1973 trat Bastian in die DKP ein. Seit 1974 ist er Stadtver­
ordneter der DKP in Marburg. Bastian ist auch Mitglied der Deut­
schen Postgewerkschaft (DPG) und DPG-Vertreter seiner Abteilung 
im Postamt Marburg. 

276. In einer dienstlichen Beurteilung im August 1979 wurde Ba­
stians Leistung als »voll befriedigend << bezeichnet; seine dienstliche 
Führung sei einwandfrei, außerdienstlich sei Nachteiliges nicht be­
kannt. Bastian hat erklärt, seine Tätigkeit im Marburger Stadtparla­
ment sei stets von einem aktiven Eintreten für die demokratischen und 
sozialen Prinzipien des Grundgesetzes und der hessischen Landesver­
fassung, für die verfassungsmäßige Ordnung insgesamt geprägt gewe­
sen. Sein Wahlmandat habe er als Auftrag begriffen, für die Verbesse-
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rung der gesamten Lebensbedingungen einzutreten. Gemäß den ein­
schlägigen gesetzlichen Vorschriften habe die Bundespost ihn stets zu 
den Sitzungen des Parlaments von seiner dienstlichen Tätigkeit freige­
stellt. 29 

277. Im Jahre 1979 leitete die Bundespost Ermittlungen über seine 
Zugehörigkeit zur DKP und Betätigung für diese Partei ein, insbeson­
dere als Stadtverordneter der DKP in Marburg. Um das Disziplinarver­
fahren zu beenden, bot das Bundesministerium für das Post- und Fern­
meldewesen Bastian 1981 an, auf seine Beschäftigung als Beamter zu ver­
zichten und in das Arbeiterverhältnis zu wechseln. Vor dem Ausschuß 
hat Bastian erklärt, dieses Angebot habe die sozial-liberale Regierung 
gemacht, um damit der wachsenden Kritik des In- und Auslandes nach­
zukommen; er habe es abgelehnt, weil er nicht durch Antrag auf Entlas­
sung aus dem Beamtenverhältnis Gesinnungsverfolgung und Diskrimi­
nierung anerkennen und sich zum Komplizen derjenigen machen wollte, 
die verfassun~,m :il-ir;e Rechte und Freiheiten außer Kraft setzten.30 

278. Bei der Befragung im August 1982 wurde Bastian nach seiner 
Meinung zum Urteil des Bundesverwaltungsgerichts von 1981 im Fall 
Peter befragt. Er erklärte, er fühle sich an dieses Urteil nicht gebunden, 
zumalesvon mehreren Juristen kritisiert worden sei.JI 1983 leitete der 
Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen ein Disziplinarver­
fahren gegen ihn vor dem Bundesdisziplinargericht ein. 

279. Mit der Begründung, er erwarte, daß das Gericht Bastians Ent­
lassung verfügen werde, ordnete der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen Ende September seine Dienstenthebung und die Ein­
behaltung von 20 v. H. seiner Dienstbezüge an. Als ihm im August 
1984 eröffnet wurde, der Minister beabsichtige, ihn vorläufig des Dien­
stes zu entheben, wurde er wiederum gefragt, ob er nach Kenntnis der 
gefestigten Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts - der Ur­
teile in den Fällen Peter (1981) und Meister (1984)- bereit sei, sich von 
der DKP zu distanzieren und alle Aktivitäten für diese Partei aufzuge­
ben, einschließlich des Stadtverordnetenmandats. 

280. Im November 1984 stellte das Bundesdisziplinargericht das 
Verfahren wegen des Verfahrensmangels der Nichtmitwirkung des Per­
sonalrats ein. Im Dezember 1984 hob das Bundesdisziplinargericht 
auch die vorläufige Dienstenthebung Bastians auf. Dieser Beschluß ist 
jedoch nicht rechtskräftig geworden, weil der Bundesdisziplinaranwalt 
dagegen Berufung eingelegt hat. Das Bundesverwaltungsgericht hat 
beide Beschlüsse des Bundesdisziplinargerichts im Februar 1985 aufge­
hoben und den Fall zur Neuverhandlung an das Bundesdisziplinarge­
richt zurückverwiesen. 
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281. Am 20. Oktober 1986 hat das Bundesdisziplinargericht ent­
schieden, Bastian habe durch seine Mitgliedschaft in der DKP und 
seine Tätigkeiten für diese Partei seine Treuepflicht nicht verletzt. Wohl 
aber habe er die ihn treffende Mäßigungs- und Achtungspflicht durch 
einen Zeitungsartikel verletzt, in dem er dem Bundesverwaltungsge­
richt die Objektivität und Unabhängigkeit abgesprochen habe. Das 
Gericht ordnete eine Kürzung der Dienstbezüge um 5 v. H. auf die 
Dauer von sechs Monaten an . Der Bundesdisziplinaranwalt hat gegen 
die erste dieser Entscheidungen beim Bundesverwaltungsgericht Beru­
fung eingelegt. 

282. Vor dem Ausschuß hat Bastian ausgesagt, seine Ausbildung sei 
eine rein postinterne gewesen; sie habe ihm keine Qualifikation für 
eine Beschäftigung in anderen Bereichen vermittelt. Würde er aus dem 
Dienst entlassen - und dieses Ziel verfolge das gegen ihn laufende Dis­
ziplinarverfahren-, so wäre er gezwungen, Gelegenheitsarbeiten oder 
ungelernte Arbeiten zu verrichten. Er würde also effektiv einem 
Berufsverbot unterliegen.33 

283 . In seiner Entscheidung, Bastian vorläufig des Dienstes zu ent­
heben, erklärte der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen, 
weder der weitaus überwiegende Teil der Beamten der Deutschen Bun­
despost noch die Öffentlichkeit würden es verstehen, wenn ein Beam­
ter, dem schwerwiegende, voraussichtlich zu seiner Dienstentfernung 
führende Pflichtverletzungen vorzuwerfen seien, weiterhin im Dienst 
belassen würde. Bastianhat vor dem Ausschuß ausgesagt, die Reaktion 
seiner Kollegen und die von der Öffentlichkeit gezeigte Besorgnis hät­
ten das Gegenteil bewiesen. Im Hinblick auf seinen Prozeß vor dem 
Bundesdisziplinargericht hätten rund 1240 Personen eine ganzseitige 
Anzeige in der lokalen Tageszeitung unterzeichnet; der DGB-Kreis 
Marburg-Biedenkopf habe für ihn eine Solidaritätsveranstaltung abge­
halten, an der rund 500 Gewerkschafter teilgenommen hätten.34 Der 
Oberbürgermeister vonMarburg schrieb im März 1983 und wiederum 
im August 1984 an den Bundesminister für das Post- und Fernmelde­
wesen. In seinem ersten Schreiben bat er den Minister, das Verfahren 
gegen Bastian aus rechtlichen, persönlichen und politischen Gründen 
einzustellen. Gerade wegen seiner Gegnerschaft zur DKP fühle er sich 
verpflichtet festzustellen, er halte es für un vertretbar, daß B astian seine 
Tätigkeit in der Stadtverordnetenversammlung vorgeworfen werde, wo 
von einem verfassungsfeindlichen Verhalten keine Rede sein könne. 
Auch müsse bedacht werden, daß Bastian seit 24 Jahren seinen Dienst 
tadelsfrei getan habe und seine Beamtenposition als Posthauptschaff­
ner ihm nicht erlauben würde, die freiheitliche demokratische Grund-
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ordnung der Bundesrepublik ernsthaft zu gefährden. In seinem zwei­
ten Schreiben bat der Oberbürgermeister den Minister, Bastian nicht 
des Dienstes zu entheben. Die bloße Wahrnehmung des Grundrechts 
der Vereinigungs- und Meinungsfreiheit, ohne daß bei Bastian persön­
lich verfassungsfeindliche Handlungen erkennbar seien, könne nicht 
Gegenstand von Disziplinarmaßnahmen sein. Der Oberbürgermeister 
verwies auch auf die Hessische Gemeindeordnung, wonach niemand 
am Arbeitsplatz benachteiligt werden darf, weil er ein Wahlmandat aus­
übt. Auf jedes dieser beiden Schreiben antwortete der Minister, er 
könne der Bitte des Oberbürgermeisters nicht nachkommen, weil Ba­
stian sich einer schweren Dienstpflichtverletzung schuldig gemacht 
habe. 

284. Der hessische Landtag hat im Oktober 1984 in einer Entschlie­
ßung den Beschluß des Bundesministers, Bastian (sowie Axel Brück 
und Wolfgang Repp) des Dienstes zu entheben, kritisiert und die Zu­
rücknahme des Beschlusses gefordert. Im Oktober 1985 hat die Stadt­
verordnetenversammlung Marburg in einem Beschluß gegen die 
Dienstenthebung Bastians und seine disziplinarische Verfolgung prote­
stiert. 

285. Ulrich Eigenfeld. Eigenfeld wurde 1971 zum Bundesbahnse­
kretär ernannt und im August 1974 in das Beamtenverhältnis auf Le­
benszeit übernommen. Eine 1978 in Aussicht genommene Beförde­
rung unterblieb wegen des Verdachts fortdauernder Dienstpflichtver­
letzung durch Übernahme von Kandidaturen und Ämtern in der 
NPD. 

286. Nach den im Urteil des Bundesverwaltungsgerichts erwähnten 
Beurteilungen war Eigenfeld dienstlich stets günstig, teilweise sogar 
mit dem Gesamturteil >> sehr gut« beurteilt worden. 

287. Durch Urteil vom 26. April1984 hat das Bundesdisziplinarge­
richt Eigenfeld wegen Verletzung seiner politischen Treuepflicht aus 
dem Dienst entfernt: er sei seit 1969 Mitglied der NPD; er habe ver­
schiedene Parteiämter bekleidet, u . a. sei er stellvertretender Landes­
vorsitzender der NPD von Niedersachsen und Mitglied im Parteivor­
stand der Gesamtpartei gewesen; er habe in Gemeinde-, Landtags- und 
Bundestagswahlen kandidiert; als Leiter des NPD-Amts für Verbin­
dung und Planung sei er zur Zeit federführend mit der Neufassung 
des Programms der NPD befaßt. Das Bundesdisziplinargericht er­
klärte, die NPD, die Eigenfeld durch seine Tätigkeit objektiv unter­
stütze, sei eine Partei, die mit dem Grundgesetz unvereinbare politi­
sche Ziele verfolge. Ihre wirklichen Absichten ergäben sich nicht 
schon aus ihrem Programm oder ihrer Satzung, sie seien vielmehr aus 
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Äußerungen von Anhängern, Funktionären und Mitgliedern, von na­
hestehenden oder verbundenen Organisationen oder aus Druckerzeug­
nissen und Aufsätzen in der offiziellen Parteizeitung »Deutsche 
Stimme« zu entnehmen. 

288. Eigenfeld legte gegen das Urteil des Bundesdisziplinargerichts 
Berufung ein; während des anschließenden Verfahrens ruhte sein Be­
amtenverhältnis. In seiner Berufung machte Eigenfeld geltend, als Mit­
glied des Parteivorstands habe er besondere Möglichkeiten, wirksam 
Äußerungen und Veröffentlichungen entgegenzutreten, die dem Wol­
len und Wirken der Partei zuwiderliefen und die gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung gerichtet seien. Ihm und seinen Anhän­
gern sei es zuzuschreiben, daß verschiedene Funktionsträger der NPD, 
die zu falschen Schlüssen über das Wollen der NPD verleitende Posi­
tionen vertreten hätten, ausgeschlossen worden seien. Dementspre­
chend sei auch in den letzten Jahren ein Wandel im Erscheinungsbild 
der Partei eingetreten, den das Bundesdisziplinanargericht nicht be­
rücksichtigt habe. 

289. Das Bundesverwaltungsgericht hat die von Eigenfeld einge­
legte Berufung am 12. März 1986 zurückgewiesen. In der Begründung 
hieß es, die politische Treuepflicht des Beamten betreffe gleichermaßen 
sein dienstliches wie sein außerdienstliches Verhalten. Es könne nicht 
darauf ankommen, daß Eigenfelds politische Überzeugung keinen Ein­
fluß auf die Art der Erfüllung seiner Dienstpflichten oder im Umgang 
mit seinen Kollegen und Mitarbeitern hatte und daß er erklärt habe, er 
bekenne sich zur Verfassung. Weil er sich öffentlich mit der Partei iden­
tifiziere, komme es nicht darauf an, ob er die Ziele der NPD ganz oder 
nur zum Teil unterstütze. Aus jüngeren Äußerungen führender Partei­
funktionäre gehe deutlich hervor, daß sich die Grundhaltung der NPD 
auch nach wiederhohem Wechsel in Führungspositionen und dem be­
haupteten Ausschluß bestimmter Mitglieder nicht geändert habe. Das 
Gericht räumte zwar ein, daß die Äußerungen der NPD gemäßigter 

· geworden seien und daß sie insbesondere in letzter Zeit in eine Ver­
wandtschaft mit dem Nationalsozialismus drängende Äußerungen un­
terlassen habe, aber sie sei nicht ausdrücklich von ihren früher einge­
nommenen Positionen abgerückt. Eigenfeld habe sich durch seine Tä­
tigkeiten in der Partei und für diese mit ihrer Ideologie identifiziert. 
Die Pflicht des Beamten, sich von einer solchen Partei zu distanzieren, 
sei nicht erfüllt, wenn er sich innerhalb der Partei für eine Abkehr von 
der Verfassung widerstreitenden Zielen einsetze, durch die Übernahme 
von Kandidaturen und Ämtern aber nach außen hin deren Programm 
und Politik voll unterstütze und als deren Repräsentant erscheine. Ei-
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genfeld sei zu keiner Zeit in der Öffentlichkeit von den von ihm miß­
billigten Äußerungen anderer Parteifunktionäre abgerückt. Da er es 
zurückgewiesen habe, sich von der NPD zu distanzieren, sei er zu 
entlassen. Daran ändere nichts, daß ihm die Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn die Weiterbeschäftigung im Angestelltenver­
hältnis in seinem bisherigen Tätigkeitsbereich angeboten habe, sofern 
er auf seine Rechte als Beamter verzichte. Auf die Auffassung des 
Dienstherrn, dessen Einstellung hierzu vielfach von Zweckmäßigkeits­
erwägungen bestimmt sei, komme es dabei nicht an. 

290. Im Hinblick auf seine lange und sonst tadelfreie Dienstzeit be­
schloß das Gericht, ihm einen Unterhaltsbeitrag in Höhe von 75 v. H . 
des erdienten Ruhegehalts auf die Dauer von sechs Monaten zu bewilli­
gen, dessen Zahlung das Bundesdisziplinargericht bei nachzuweisender 
Unf:ih i.: L.v it, eine andere Erwerbsquelle zu finden, verlängern kann. 

291. Das Bundesverfassungsgericht hat im Juni 1986 die von Eigen­
feld erhobene Verfassungsbeschwerde nicht angenommen, weil sie 
keine hinreichende Aussicht auf Erfolg habe. 

292. Hans Meister. Meister trat 1959 in ein Ausbildungsverhältnis 
bei der Deutschen Bundespost ein. Im Juli 1964 legte er die Prüfung 
als Ingenieur für Elektrotechnik ab. Von 1968 bis zu seiner Entlassung 
arbeitete er in einem Fernmeldeamt in Stuttgart. Im Juli 1970 wurde er 
Beamter auf Lebenszeit und 1974 zum Technischen Fernmeldeamt­
mann befördert. Meister hat dem Ausschuß erklärt, in dieser Stellung 
habe er zu den Verantwortlichen für die Arbeitsorganisation in seiner 
Abteilung gehört.Js 

293. In einer dienstlichen Beurteilung, die das Bundesdisziplinarge­
richt in seinem Urteil zitierte, wurden Meisters Leistungen als sehr 
gut und wesentlich über dem Durchschnitt liegend bezeichnet. Es 
lägen keine Anhaltspunkte dafür vor, daß er während der Dienstzeit 
für eine extreme politische Partei geworben habe. Nach der Beurtei­
lung gehöre er im Fernmeldeamt zu den Beamten, die sowohl dienst­
lich als persönlich am angesehensten seien . 

294. Seit 1970 war er während zweimal vier Jahren als Beauftragter 
der Deutschen Postgewerkschaft Mitglied eines Prüfungsausschusses 
für Fernmeldehandwerker und zeitweise auch Vorsitzender in diesem 
Ausschuß. 

295. Meister trat der DKP 1970 bei und setzte sich fortgesetzt aktiv 
für sie ein. Er war Mitglied des Bezirksvorstands Baden-Württemberg 
der DKP und kandidierte ab 1975 für die Partei bei verschiedenen Ge­
meinde- und Bundestagswahlen sowie bei der Oberbürgermeisterwahl 
in Stuttgart. 
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296. Als aktives Mitglied der DPG war Meister Gewerkschaftsdele­
gierter und Amtsgruppenvorsitzender beim Pernmeldeamt. 

297. Im Juli 1979 leitete der Bundesminister für das Post- und Fern­
meldewesen das Disziplinarverfahren gegen Meister ein. Vor dem Aus­
schuß hat Meister ausgesagt, schon 1973 sei eine Stellenbewerbung aus 
politischen Gründen abgelehnt worden; 1978 sei er aus Sicherheits­
gründen versetzt "{Orden. 36 

298. Im November 1979 befand der Untersuchungsführer, daß das 
Beweismaterial die Anschuldigung nicht erhärtet habe. Vor dem Aus­
schuß hat Meister erklärt, auf Grund dieses Befunds habe der Bundes­
minister für das Post- und Fernmeldewesen dem Bundesdisziplinaran­
walt mitgeteilt, er beabsichtige das Verfahren einzustellen. Der Bun­
desdisziplinaranwalt widersprach und leitete gegen Meister ein Diszi­
plinarverfahren vor dem Bundesdisziplinargericht einY In der An­
schuldigungsschrift wurde Meister vorgeworfen, seit 1971 seine Treue­
pflicht durch Mitgliedschaft und Aktivitäten für eine verfassungsfeind­
liche Organisation, die DKP, fortgesetzt verletzt zu haben . 

299. Meister hat dem Ausschuß erklärt, ihm sei 1981 vom Bundes­
ministerium für das Post- und Fernmeldewesen das Angebot gemacht 
worden, freiwillig aus dem Beamtenverhältnis auszuscheiden und in 
ein entsprechendes Angestelltenverhältnis umzuwechseln; gleichzeitig 
wäre er in einen nicht »sicherheitsempfindlichen << Bereich versetzt 
worden. Er habe dieses Angebot zurückgewiesen, weil er dann nicht 
mehr als Elektroingenieur weiterarbeiten könnte und weil er sich nicht 
selbst als Verfassungsfeind und Sicherheitsrisiko einzustufen bereit sei. 
Meister erklärte dem Ausschuß, die Verwaltung habe keine konkreten 
Beweise beigebracht, daß er ein Sicherheitsrisiko sei; ihm sei lediglich 
mitgeteilt worden, im Krisen- und Spannungsfall werde er als Sicher­
heitsrisiko gelten. Meister hat betont, er habe niemals beruflich mit zu 
tun gehabt; die Unterlagen, mit denen er zu tun gehabt habe, seien 
überall frei zugänglich .l8 

300. Das Bundesdisziplinargericht hat im November 1982 für Mei­
ster entschieden . Das Gericht hat festgestellt, Meister könne keinen 
Konflikt zwischen der in der Verfassung verankerten freiheitlichen de­
mokratischen Grundordnung und den Zielen der DKP erkennen. Er 
wolle jedoch nicht nach dem DKP-Programm beurteilt werden, son­
dern nach seinen eigenen Absichten und Überzeugungen . Seine sozial­
politischen Ziele seien auch im Programm seiner Gewerkschaft, der 
DPG, enthalten. Das Disziplinargericht erklärte, gemäß dem Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts im Fall Peter (29. Oktober 1981) seien 
die Ziele der DKP mit der freiheitlichen demokratischen Grundord-
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nung unvereinbar. Trotzdem entschied das Gericht für Meister, weil es 
nicht habe feststellen können, daß er durch seine Mitgliedschaft in der 
DKP, durch Wahrnehmung einer Funktion und durch Kandidaturen 
für diese Partei seine Treuepflicht verletzt habe. Er gehöre zwar einer 
Partei an, die verfassungsfeindliche Ziele verfolge, aber daraus folge 
nicht zwingend, daß er persönlich die freiheitliche demokratische 
Grundordnung ablehne und sie aus seiner beamtenrechtlichen Stellung 
heraus zerstören wolle. Das Gericht habe ihm als glaubhaft abgenom­
men, es gehe ihm nicht darum, die staatliche Ordnung in der Bundes­
republik gewaltsam zu verändern. Er befinde sich auch im Einklang 
mit den von seiner Gewerkschaft- der DPG-vertretenen Zielen. Den 
Widerspruch zwischen den Feststellungen einer eindeutigen Recht­
sprechung zu den verfassungsfeindlichen Zielen seiner Partei und dem 
ebenso eindeutigen Bekenntnis Meisters zum Grundgesetz zu lösen, 
sei nicht Aufgabe des Gerichts gewesen, sondern sein persönliches Ge­
wissensproblem. Meister könnten die über die bloße Mitgliedschaft 
hinausgehenden Aktivitäten nicht vorgeworfen werden. Hinsichtlich 
der Kandidaturen bei politischen Wahlen sei zu beachten, daß solche 
Kandidaturen, solange die entsprechende Partei nicht verboten sei, ge­
rade zum Schutz der Demokratie und einer freien Verwirklichung des 
Volkswillens nicht behindert werden dürften. 

301. Auf Berufung des Bundesdisziplinaranwalts hat das Bundesver­
waltungsgericht am 10. Mai 1984 das Urteil aufgehoben und die Ent­
fernung Meisters aus dem Dienst angeordnet. Einzelheiten dieses Ur­
teils enthält Kapitel 5 Absatz 224. 

302. In seiner Aussage vor dem Ausschuß hat Meister darauf hinge­
wiesen, das Bundesverfassungsgericht habe in seiner Urteilsbegrün­
dung im Mai 1975 erklärt, das Urteil, ob die Treuepflicht zur freiheitli­
chen demokratischen Grundordnung erfüllt sei, habe nur den Einzel­
fall im Auge und gründe sich auf eine von Fall zu Fall wechselnde 
Vielzahl von Elementen und deren Bewertung. Das Bundesdisziplinar­
gericht habe ihn nach Prüfung seines Einzelfalls freigesprochen. Er 
habe ausführlich und oft vom Gericht hinterfragt seine politische Hal­
tung, seine Handlungen und Ziele erläutern können. Das Bundesver­
waltungsgericht dagegen habe sich für seine Person, sein Handeln und 
seine Ziele überhaupt nicht interessiert. Es habe keine einzige sein poli­
tisches Handeln betreffende Frage gestellt. Eine persönliche Erklärung 
an das Gericht, die Texte seiner öffentlichen Reden und sein Wahlpro­
gramm als Oberbürgermeisterkandidat der Stadt Stuttgart hätten sich 
im Urteil überhaupt nicht niedergeschlagen. Nicht er habe auf der An­
klagebank gesessen, sondern seine Partei, die DKP.39 
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303. Meister hat vor dem Ausschuß ferner dargelegt, schon in seiner 
Anhörung im Oktober 1979 habe er eindeutig erklärt, daß er zu den 
Grundsätzen der freiheitlichen demokratischen Grundordnung stehe: 
Achtung vor den Menschenrechten, Volkssouveränität, Gewaltentei­
lung, Verantwortlichkeit der Regierung vor dem Parlament, Unabhän­
gigkeit der Gerichte, das Mehrparteienprinzip und das Recht zur Bil­
dung von Opposition.40 

304. Professor Däubler, der Meister vor dem Bundesverwaltungsge­
richt vertreten hatte, hat vor dem Ausschuß au sgesagt, das Gerich t 
habe Meisters Versicherungen, er unterstütze die Verfassung und werde 
ihr gemäß handeln, nicht berücksichtigt.41 

305 . Im Hinblick auf seine lange und sonst tadelfreie Dienstzeit und 
seine stets anerkannten Leistungen hat das Bundesverwaltungsgericht 
Meister einen Unterhaltsbeitrag in Höhe von 75 v. H . des erdienten 
Ruhegehalts auf die Dauer von sechs Monaten bewilligt, dessen Zah­
lung das Bundesdisziplinargericht beim Nachweis der Unmöglichkeit, 
eine anderweitige Beschäftigung zu finden, verlängern kann. 

306. Meister hat dem Ausschuß mitgeteilt, er habe nach seiner Ent­
lassung im Mai 1984 keine Beschäftigung in seinem erlernten Beruf 
finden können, obwohl der Beruf Elektroingenieur einen Mangelberuf 
darstelle. Seine Entlassung aus politischen Gründen habe auf mögliche 
Arbeitgeber abschreckend gewirkt. Nach längerer Arbeitslosigkeit ver­
suche er jetzt, seine Familie als freischaffender Journalist zu ernähren . 
Das sei sehr schwierig und bringe viele Probleme mit sich. 

307. Während des gegen ihn laufenden Verfahrens wurde Meister 
von Arbeitnehmervertretern und Gewerkschaften unterstützt. Der 
Hauptpersonalrat des Bundesministeriums für das Post- und Fernmel­
dewesen hat sich im Mai 1979 gegen die Eröffnung des Disziplinarver­
fahrens ausgesprochen . Der 14. DPG-Gewerkschaftstag (1983) hat in 
einer Entschließung erklärt, das Verfahren gegen Meister vor dem Bun­
desverwaltungsgericht sei typisch für die Verschärfung der Praxis der 
Berufsverbote, und den Bundesdisziplinaranwalt aufgefordert, seine 
Berufung gegen das Urteil des Bundesdisziplinargerichts zurückzuzie­
hen. 

308. Hans Peter. Peter trat 1951 bei der Deutschen Bundespost ein 
und arbeitete beim Fernsprechamt Stuttgart. 1959 wurde er in das Be­
amtenverhältnis auf Lebenszeit übernommen und 1971 zum Techni­
schen Fernmeldehauptsekretär befördert. In einer im Urteil des Bun­
desdisziplinargerichts zitierten dienstlichen Beurteilung wurde Peter 
mit >> gut bis sehr gut<< beurteilt; er trete in Leistung und Verhalten 
hervor und gehöre im Fernmeldeamt zu den angesehensten Beamten. 
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309. Peter war aktiver Gewerkschafter und Träger verschiedener Ge­
werkschaftsfunktionen; u. a. war er Mitglied im Amtsgruppenvor­
stand der DPG seiner Dienststelle. 

310. Peter trat 1969 in die DKP ein und betätigte sich öffentlich für 
die Partei. Er kandidierte mehrmals für die DKP, war verantwortlicher 
Redakteur einiger Stadtteilzeitungen und war einige Jahre im Kreisvor­
stand der DKP in Stuttgart. Seine Tätigkeiten blieben bis 1972 unbean­
standet; dann wurde er von zwei Postbeamten angehört. Nach der An­
hörung wurde ihm mitgeteilt, daß man den Eindruck habe, er stünde 
auf dem Boden der Verfassung. 

311. Fünf Jahre nach dieser Anhörung leitete die Bundespost Er­
mittlungen ein. Peter wurde vorgeworfen, er habe seine Treuepflicht 
zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung verletzt durch seine 
Zugehörigkeit zur DKP; durch die Abfassung und Veröffentlichung 
von Artikeln in DKP-Zeitungen; durch DKP-Kandidaturen bei ver­
schiedenen Gemeindewahlen; durch gemeinsamen Besuch der DDR 
mit anderen DKP-Mitgliedern zu politischen Zwecken. Im April1978 
wurde Peter vom Ermittlungsführer, einem Postdirektor, zu einem Ge­
spräch vorgeladen; dieser befand, daß kein Beweis für ein konkretes 

. Vergehen gegen das Grundgesetz vorliege. Auch der Hauptpersonalrat 
im Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen war der 
Meinung, daß Peter keine Dienstpflichtverletzung begangen habe. 
Trotzdem wurde Peter Ende 1978 wegen Sicherheitsbedenken zur An­
weisungsstelle versetzt; im Januar 1979leitete der Bundesdisziplinaran­
walt beim Bundesdisziplinargericht ein Disziplinarverfahren ein. 

312. Im März 1980 sprach das Bundesdisziplinargericht Peter frei. 
Das Gericht führte aus, die Ziele der DKP seien mit der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung unvereinbar. Andererseits sei die Mit­
gliedschaft in der DKP dem Bereich des >>Habens einer Überzeugung 
und der Mitteilung, daß man diese habe« zuzurechnen, der durch die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 22. Mai 1975 ge­
schützt sei. Die Herausgabe einer Parteizeitung, die Übernahme eines 
Parteiamtes und die Kandidatur für die DKP bei Wahlen überschritten 
die Grenze zur Treueverletzung, aber die Betätigung Peters für die 
DKP sei kein Dienstvergehen im Sinne von§ 77 Absatz 1 (1) des Bun­
desbeamtengesetzes, vor allem weil seine Vorgesetzten ihm nicht ein­
deutig Auskunft darüber geben konnten, ob diese Tätigkeiten diszipli­
nare Konsequenzen haben würden; im Bereich der Deutschen Bundes­
post werde die Rechtslage als unklar angesehen. Diese Rechtsunklar­
heit könne nicht zu Lasten Peters gehen. 

313. Das Bundesverwaltungsgericht hob das Urteil am 29. Oktober 
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1981 auf. Es befand, Peter habe seine Treuepflicht zum Staat und zur 
Verfassung laufend verletzt, und ordnete seine Entlassung an. Eine ge­
ringere Disziplinarstrafe werde auf Peter keine Wirkung haben, weil er 
beabsichtige, seine Aktivitäten fortzusetzen. Sein sonstiges einwand­
freies Verhalten könne an dem Urteil des Gerichts nichts ändern. 

314. Das Bundesverwaltungsgericht bewilligte Peter keinen Unter­
haltsbeitrag, weil seine Ehefrau ein Einkommen habe, das über dem 
Höchstsatz eines möglichen Unterhaltsbeitrags liege. Weitere Einzel­
heiten dieses Urteils enthält Kapitel 5 Absatz 224. 

315 . In ihrer Stellungnahme gegenüber dem Ausschuß hat die DPG 
erklärt, der einzige Grund für Peters Entlassung sei seine aktive Mit­
gliedschaft in der DKP; weder dienstlich noch außerdienstlich habe er 
sich verfassungsfeindlich betätigt. 

316. Wolfgang Repp. Repp ist Posthauptschaffner in Frankfurt/ 
Main, Hessen. Er ist seit 1965 im Bundespostdienst. Er wurde 1972 
zum Posthauptschaffner befördert und 1977 zum Beamten auf Lebens­
zeit berufen. 

317. Das Bundesdisziplinargericht hat 1984 festgestellt, daß Repps 
dienstliche Leistungen mit >> gut << beurteilt wurden; im Dienst habe er 
sich politisch nicht betätigt. Im März 1982 ernannte die Oberpostdi­
rektion Frankfurt/Main ihn zum Mitglied eines Prüfungsausschusses. 
Repp ist aktives Mitglied der DPG und des Personalrats beim Post­
amt 1, Frankfurt/Main. 

318. Repp wurde erstmals im April1975 wegen seiner Zugehörigkeit 
zur DKP und seiner DKP-Kandidaturen bei Gemeindewahlen in den 
Jahren 1972 und 1974 befragt. Im Juni 1976 wurde ihm mitgeteilt, nach 
Feststellungen des Bundesministeriums für das Post- und Fernmelde­
wesen könne er auf Grund seiner Aktivitäten in der DKP und ihren 
Hilfsorganisationen nicht mit der Verleihung der Eigenschaft eines Be­
amten auf Lebenszeit im Jahre 1977 rechnen; er werde aus dem Beam­
tenverhältnis entlassen, wenn es ihm bis dahin nicht gelinge, die an 
seiner Verfassungstreue bestehenden Zweifel auszuräumen. Trotzdem 
wurde er nach Protesten von Kollegen und in der Öffentlichkeit im 
Juni 1977 zum Beamten auf Lebenszeit ernannt. 

319. Im Juni 1978 legte die Bundespost Repp nahe, daß er bei Ein­
stellung seiner Aktivitäten für die DKP mit einem Verbleiben im Amt 
rechnen könne. Er lehnte es ab, sich von der DKP zu distanzieren . Im 
Juni 1979 wurde gegen Repp ein Vorermittlungsverfahren wegen des 
Verdachts einer Verletzung der Treuepflicht mit der Begründung eröff­
net, er sei Mitglied der DKP, er habe sich seit 1972 für diese Partei 
betätigt, er sei nicht gewillt, wie ihm nahegelegt worden sei, diese Betä-
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tigung aufzugeben, er habe bei der Landtagswahl 1978 in Hessen für 
die DKP kandidiert und er sei Mitglied des Bezirksvorstands Hessen 
der DKP. 

320. Im Jahre 1981 erhielt Repp die Mitteilung, wenn er um die Ent­
lassung aus dem Beamtenverhältnis bitte, sei das Bundesministerium 
für das Post- und Fernmeldewesen bereit, ihn als Arbeiter zu beschäfti­
gen. Er lehnte dieses Angebot mit der Begründung ab, eine Annahme 
käme einem Verfassungsbruch gleich. Im Mai 1982 wurde er gefragt, 
ob er nach Kenntnisnahme von der Entscheidung des Bundesverwal­
tungsgerichts vom 29. Oktober 1981 (Peter-Urteil) bereit sei, seine Ak­
tivitäten für die DKP endgültig aufzugeben. 

321. Im Jahre 1983 leitete der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen beim Bundesdisziplinargericht ein Verfahren gegen 
Repp ein. Das Gericht wies im März 1984 die Beschwerde mit der 
Begründung ab, die Ernennung Repps zum Beamten auf Lebenszeit 
trotz seiner Tätigkeit für die DKP sei eine >>bewußte, endgültige und 
vorbehaltlose Entscheidung« des Bundesministeriums für das Post­
und Fernmeldewesen und somit ein Verzicht auf seine Entlassung. Die­
ser Beschluß wurde im Juli 1984 vom Bundesverwaltungsgericht mit 
der Begründung aufgehoben, die Beschwerde gegen Repp sei zulässig 
und müsse vom Bundesdisziplinargericht gehört werden. 

322. Im September 1984 ordnete der Bundesminister für das Post­
und Fernmeldewesen die vorläufige Dienstenthebung Repps unter Ein­
behaltungvon 2 5 v. H. der Dienstbezüge an. Im November 1984 hob 
das Bundesdisziplinargericht diese Anordnung wegen Verfahrensman­
gels auf. Die Bundespost ließ ihn nicht zur Dienstleistung zu, weil der 
Bundesdisziplinaranwalt gegen den Beschluß des Gerichts Berufung 
einlegte. Im Dezember 1984 beschloß das Bundesdisziplinargericht, 
die Deutsche Bundespost sei verpflichtet, ihn Dienst leisten zu lassen, 
solange der Beschluß des Bundesverwaltungsgerichts über die Beru­
fung ausstehe. Im Januar 1985 hob das Bundesverwaltungsgericht die­
sen Beschluß auf und bestätigte dadurch die Dienstenthebung und die 
Kürzung der Dienstbezüge. 

323. In der Sache entschied das Bundesdisziplinargericht im Juni 
1985 zugunsten von Repp, weil seine Zugehörigkeit zur DKP und 
seine Betätigung für diese Partei kein Dienstvergehen darstelle. Weitere 
Einzelheiten dieses Urteils enthält Kapitel 5 Absatz 232. Der Bundes­
disziplinaranwalt hat gegen dieses Urteil Berufung eingelegt. 

324. Proteste gegen den Fall Repp begannen 1976. Sie richteten sich 
gegen die Absicht des Ministeriums, ihn nicht zum Beamten auf Le­
benszeit zu ernennen; u. a. wurden 10 000 Unterschriften gesammelt, 
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darunter die des DGB-Vorsitzenden H.O. Vetter und des Vorsitzenden 
der DPG-Bezirksverwaltung Hessen. Im August 1978 schrieb die 
Ortsverwaltung Frankfurt der DPG an den Fraktionsvorsitzenden der 
SPD im Bundestag. In dem Schreiben mißbilligte sie das Vorgehen des 
Bundesministers für das Post- und Fernmeldewesen und sprach die 
Hoffnung aus, die die Regierung mittragende SPD-Fraktion werde die 
Belassung Repps im Beruf unterstützen. Im Oktober 1984 protestierte 
die Bezirksverwaltung Hessen der DPG auf einer Versammlung gegen 
die Suspendierung mehrerer Postbeamter, darunter Repp; sie forderte 
die Aufhebung dieser Suspendierungen und die Einstellung der Diszi­
plinarverfahren. Im Oktober 1984 kritisierte der Hessische Landtag in 
einer Entschließung den Suspendierungsbeschluß des Bundesministe­
riums gegen Repp (sowie gegen Herbert Bastian und Axel Brück) und 
forderte die Aufhebung des Beschlusses. 

325. Uwe Scheer. Scheer ist seit 1963 als Beamter des mittleren 
Dienstes bei der Bundesfinanzverwaltung beschäftigt. Im November 
1967 wurde er zum Beamten auf Lebenszeit ernannt. Im Juli 1971 
wurde er zum Zollobersekretär befördert. Er arbeitete in Hamburg, 
zunächst in der Grenzabferrigung, dann als Abfertigungsbeamter auf 
einem Binnenzollamt und zuletzt in der Abrechnung. Seine letzte Be­
urteilung (1983) erhielt er mit dem Prädikat »tritt hervor<<, sie berech­
tigte ihn zur weiteren Beförderung. 

326. Im Jahre 1965 wurde Scheer Vertrauensmann der Gewerkschaft 
Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr (ÖTV) und war bis 1978 
Mitglied des Abteilungsvorstands der ÖTV-Abteilung Bundesfinanz­
verwaltung. Er wurde in die Personalräte seiner Dienststellen und in 
den Abteilungsvorstand der ÖTV-Abteilung Bundesfinanzverwaltung 
Bezirk Harnburg gewählt. 

327. Im Mai 1983 teilte die Oberfinanzdirektion Scheer mit, daß 
gegen ihn wegen der Kandidatur auf der Liste der DKP für die Be­
zirksversammlung Hamburg-Wandsbek in den Jahren 1978 und 1982 
Ermittlungen eingeleitet worden seien. Er wurde aufgefordert, sich 
von der DKP zu distanzieren . Ein Disziplinarverfahren wurde im Au­
gust 1983 eingeleitet. Der Bezirkspersonalrat, in dem der Deutsche Be­
amtenbund (DBB) die Mehrheit besitzt, stimmte der Einleitung dieses 
Verfahrens unter der Bedingung zu, daß Scheer nicht suspendiert 
werde und seine Bezüge nicht gekürzt würden. Im Februar 1985 leitete 
der Bundesdisziplinaranwalt ein Verfahren beim Bundesdisziplinarge­
richt mit der Anschuldigung ein, Scheer habe seine politische Treue­
pflicht durch Mitgliedschaft und darüber hinausgehende Aktivitäten 
in einer verfassungsfeindlichen Partei, der DKP, fortgesetzt verletzt; 
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vorgeworfen wurden ihm seine Kandidaturen für die DKP und seine 
mutmaßliche Mitgliedschaft in dieser Partei . Scheer hat seine Mitglied­
schaft in der DKP nicht zugestanden; entsprechende Fragen hat er als 
unzulässig bezeichnet. Bis April 1986 war noch kein Gerichtstermin 
für die Anhörung des Falles anberaumt worden. 

328. Im Mai 1985 hat die Bundesfinanzverwaltung Scheer vorläufig 
des Dienstes enthoben, seine Dienstbezüge um 20 v. H. gekürzt und 
sein Urlaubsgeld, das 13. Monatsgehalt und die Erreichung der letzten 
Dienstaltersstufe gestrichen. Nach Aussage Scheers verringerte sich 
durch diese Maßnahmen sein Jahreseinkommen für 1985 um DM 7000. 
Der Personalrat hat gegen die Suspendierung Scheers protestiert; diese 
wurde jedoch vom Bundesdisziplinargericht bestätigt. 

329. In einer Mitteilung an den Ausschuß hat Scheer ausgeführt, 
seine DKP-Kandidaturen seien im Amtlichen Anzeiger veröffentlicht 
worden. Keine Behörde und kein Vorgesetzter habe ihn auf die Unzu­
lässigkeit hingewiesen . Erst fünf Jahre nach der ersten und ein Jahr 
nach der zweiten und dritten Kandidatur seien Maßnahmen eingeleitet 
worden. Nach seiner Meinung könne die Nutzung des passiven Wahl­
rechts kein Dienstvergehen sein. 

330. Die ÖTV bietet Scheer Rechtsschutz. Unterstützende Einzel­
persönlichkeiten und Organisationen sind der Landesverband Harn­
burg der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, die Gewerkschaft 
Druck und Papier und die Gewerkschaft Handel, Banken und Versi­
cherungen; die SPD-Fraktion der Bezirksversammlung Hamburg­
Wandsbek; der SPD-Distrikt Hamburg-Steilshoop; der Bundestagsab­
geordnete für Hamburg-Wandsbek und der ehemalige Hamburger 
Bürgermeister Hans-Uirich Klose. Eine Gruppe Hamburger Bürger, 
die durch die Praxis der »Berufsverbote« in Harnburg betroffen gewe­
sen waren, hat in einer Solidaritätserklärung für Scheer erklärt, als Er­
gebnis der ihnen erwiesenen Solidarität habe sich der Hamburger 
Senat 1979 von der Berufsverbotepraxis verabschiedet ' und die von ihr 
Betroffenen rehabilitiert. 

Baden-Württemberg 
331. Gerlinde Fronemann. Frau Fronemann wurde im September 1971 
unter Berufung in das Beamtenverhältnis auf Probe in den Schuldienst 
des Landes Baden-Württemberg übernommen. Sie unterrichtet an Son­
derschulen für behinderte Kinder; zur Zeit an einer Sonderschule für 
Sprechtherapie. 

332. Nach einer Anhörung im September 1977 ordnete das Ober­
schulamt Karlsruhe im November wegen ihrer mutmaßlichen Mit-
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gliedschaft in der DKP und Tätigkeit für diese Partei ihre fristlose Ent­
lassung aus dem Beamtenverhältnis an. Im einzelnen wurde ihr vorge­
worfen, sie sei zumindest in den Jahren 1975 bis 1977 Mitglied der DKP 
gewesen; sie habe als Mitglied einer DKP-Delegation die Deutsche De­
mokratische Republik besucht; sie habe an mehreren DKP-Veranstaltun­
gen teilgenommen; und sie sei in den Vorstan<;l ihrer Stadtteilgruppe in 
Karlsruhe gewählt worden und für die Stadtteilzeitung mitverantwort­
lich gewesen. Frau Fronemann gab hierzu keine Erklärung ab. 

333. In einer Mitteilung an den Ausschuß hat Frau Fronemann erklärt, 
auf Grund der zahlreichen Proteste von Eltern, Kollegen, Schulleitern, 
Gewerkschaften, Abgeordneten des Landtags von Baden-Württemberg 
und des Bundc" .lC:' "·i ihre Endassun ~ ni.- \11 ' ,,11/<'gen worden. 

334. Das Obcr,chul.mn wies ihren Widerspruch zurück und stützte 
diese Entscheidung zusätzlich auf den Umstand, daß Frau Fronemann 
ein Flugblatt >>Weg mit den Berufsverboten!<< mitunterzeichnet habe. 
Das Verwaltungsgericht Karlsruhe wies im Januar 1980 ihre Klage ab. 
Das Gericht hielt die mehrfachen und in der mündlichen Verhandlung 
wiederholten Beteuerungen von Frau Fronemann, sie bekenne sich 
zum Grundgesetz, nicht für geeignet, den Beweis der Verfassungstreue 
zu erbringen. Im November 1981 wies der Verwaltungsgerichtshof 
Baden-Württemberg die Berufung von Frau Fronemann zurück . Das 
Gericht erklärte, durch Übernahme eines Parteiamtes und durch die 
Mitherausgabe einer DKP-Parteizeitung habe Frau Fronemann sich 
mit dem Parteiprogramm identifiziert. Ihre übrigen Aktivitäten- Reise 
in die DDR und Teilnahme an DKP-Veranstaltungen - könnten jede 
für sich genommen nicht als Dienstvergehen zu würdigen sein; insge­
samt dienten sie aber zur Abrundung der rechtlichen Beurteilung des 
Verhaltens von Frau Fronemann. Auf die Frau Fronemann weiter zur 
Last gelegte Unterzeichnung des Flugblatts gegen Berufsverbote sei 
nicht weiter einzugehen. Da Frau Fronemann mit der Pflicht zur Ver­
fassungstreue eine beamtenrechtliche Kernpflicht verletzt habe, sei für 
Erwägungen, nach denen sie trotzdem im Dienst belassen werden 
könnte, auch dann kein Raum, wenn man ihre hervorragende fachliche 
Eignung und Leistung und den Umstand berücksichtige, daß sie bei 
ihrer Lehrtätigkeit nicht in bedenklicher Weise hervorgetreten sei. 

335. Das Bundesverwaltungsgericht hob im Mai 1985 die Urteile 
der unteren Gerichte auf und machte ihre Entlassung rückgängig. Der 
Entscheidungsgrund war, daß das Oberschulamt entgegen den Bestim­
mungen des Personalvertretungsgesetzes den zuständigen Personalrat 
vor der fristlosen Entlassung nicht gehört hatte. 

336. Im Mai 1985 brachten Abgeordnete der FDP, der Grünen und 
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der SPD nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts im Landtag 
von Baden-Württemberg einen Antrag ein, indem die Landesregierung 
ersucht wurde, Frau Fronemann zur Beamtin auf Lebenszeit zu ernen­
nen und auf die Einleitung eines neuen Verfahrens gegen sie zu verzich­
ten. In der Begründung wurde angeführt, das Bundesverwaltungsge­
richt habe die fristlose Entlassung aufgehoben; während ihres 14jähri­
gen Dienstes als Lehrerin sei sie von Eltern, Kolleginnen und Kollegen, 
Professoren und der Schulbehörde nur positiv beurteilt worden. Das 
Ministerium für Kultus und Sport erwiderte im Juni 1985, solange ihm 
die Begründung des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts nicht zuge­
gangen sei, könne es nicht entscheiden, wie in diesem Fall weiter zu 
verfahren sein werde. Hinsichtlich der Verfassungstreue eines Lehrers 
könne es im übrigen nicht entscheidend darauf ankommen, wie lange 
sich dieser bereits im Landesdienst befinde. Zudem habe die Recht­
sprechung in den letzten Jahren wiederholt ausdrücklich festgestellt, 
daß der Verstoß gegen die Pflicht zur Verfassungstreue in aller Regel 
beamtenrechtlich so schwer wiege, daß auch ein Votum von Eltern, 
Kollegen, Professoren und auch der Schulverwaltung letztlich keine 
Berücksichtigung finden könne. 

337. In ihrer Mitteilung an den Ausschuß hat Frau Fronemann aus­
geführt, der genannte Antrag sei im Ständigen Ausschuß des Landtags 
behandelt, jedoch nicht entschieden worden, da der Vertreter der Lan­
desregierung den Wunsch äußerte, zuvor noch ein Gespräch mit ihr zu 
führen . Dem Ständigen Ausschuß sei versichert worden, daß dieses Ge­
spräch nicht im Rahmen eines neuen Verfahrens geführt werde. Trotz­
dem sei sie im November 1985 vom Ministerium für Kultus und Sport 
aufgefordert worden, jedoch nicht zu einem Gespräch, sondern zu 
einer Anhörung über vom Innenministerium gelieferte Informationen, 
wonach sie 1984 und 1985 an zwei DKP-Veranstaltungen teilgenom­
men habe. Frau Fronemanns Anwalt unterstellte in einem Schreiben 
vom 20. März 1986, es sei offenbar erneut geplant, sie trotz 15jähriger 
Tätigkeit im Schuldienst des Landes Baden-Württemberg wiederum zu 
entlassen. Die erneute Entlassung solle wohl ausschließlich damit be­
gründet werden, daß Frau Fronemann nicht bereit sei, eine Erklärung 
abzugeben, in der sie sich ausdrücklich von der DKP distanziere. Der 
Leiter des Rechtsreferats im Ministerium für Kultus und Sport von 
Baden-Württemberg hat erklärt, er habe persönlich Frau Fronemann 
angehört, aber sie habe die Antwort verweigert und auf ihre guten Lei­
stungen als Lehrerin verwiesen. Eine Entscheidung werde getroffen 
werden, nachdem die beim Innenministerium angeforderten weiteren 
Auskünfte eingegangen seien .42 
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338. Klaus Lipps. Lipps, Gymnasiallehrer für Französisch, Mathe­
matik und Sport, ist seit 1969 im Schuldienst von Baden-Württemberg. 
Im April 1971 wurde er unter Berufung in das Beamtenverhältnis auf 
Probe zum Studienassessor ernannt. Das Oberschulamt Karlsruhe hat 
seine berufliche Führung als einwandfrei und sein Verhalten als korrekt 
beurteilt. Lipps gehört der DKP seit 1971 an. 

339. Nach Anhörungen im Dezember 1974 und März 1975 wurde 
Lipps im Mai 1975 fristlos aus dem Beamtenverhältnis entlassen. Sein 
Widerspruch wurde im August 1975 zurückgewiesen. Im Oktober 
1975 ordnete das Verwaltungsgericht Karlsruhe seine vorläufige Wie­
dereinstellung an. Dasselbe Gericht hob im November 1976 die Entlas­
sungsverfügung auf. Im Mai 1977 wies der Verwaltungsgerichtshof 
Baden-Württemberg die Berufungsklage der Landesregierung zurück; 
Revision wurde nicht zugelassen. Zur Begründung führte das Gericht 
aus, zwar sei der objektive Tatbestand eines Dienstvergehens erfüllt, 
nicht aber der subjektive Tatbestand - Bewußtsein der Pflichtwidrig­
keit -, denn Lipps habe bis zum Beschluß des Bundesverfassungsge­
richts von Mai 1975 davon ausgehen dürfen, daß die Mitgliedschaft in 
einer verfassungsgerichtlich nicht verbotenen Partei nicht rechtswidrig 
se1. 

340. Auf Ersuchen des Landesministers für Kultus und Sport ent­
ließ das Oberschulamt im November 1977 Lipps wiederum fristlos aus 
dem Dienst. Im April 1979 wies es seinen Widerspruch zurück. Im 
September 1982 hob das Verwaltungsgericht Karlsruhe die Entlas­
sungsverfügung auf. In der Begründung hieß es, das Oberschulamt 
gehe offenbar davon aus, daß schon der freiwillige Beitritt zur DKP 
und die Aufrechterhaltung dieser Mitgliedschaft einen Verstoß gegen 
die Treuepflicht zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung dar­
stelle; es gebe keine Beweise dafür, daß Lipps eine Funktionärstätigkeit 
oder eine Kandidatur für Ämter innerhalb oder außerhalb der Partei 
zur Last gelegt werden könnten. In den bisherigen Gerichtsurteilen 
gegen Beamte seien die Betroffenen unvergleichbar stärker aktiv gewe­
sen. Die Landesregierung legte gegen dieses Urteil Berufung beim Ver­
waltungsgerichtshof Baden-Württemberg ein. Dieser wies im Septem­
ber 1985 die Berufung zurück; Revision w urde nicht zugelassen. Die 
Beschwerde der Landesregierung gegen die Nichtzulassung der Revi­
sion wurde im Mai 1986 vom Bundesverwaltungsgericht zurückgewie­
sen. 

341. Die Folge dieser Vorgänge ist, daß Lipps seit 1974 in seiner 
Laufbahn gehemmt ist; er hat nicht über die Stellung eines Studienas­
sessors auf Probe hinauskommen können. In einer Mitteilung von 
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4. Juli 1985 hat er erklärt, seit mehr als zehn Jahren lebe und arbeite er 
unter der täglichen Drohung, seinen Beruf zu verlieren. In einem 
Schreiben vom 12. Januar 1986 hat er hinzugefügt, auch nach fünf Ge­
richtsurteilen zu seinen Gunsren sei die Landesregierung nicht bereit, 
ihn und seine Familie in Ruhe zu lassen, vielmehr wolle sie um jeden 
Preis verhindern, daß er seinen Beruf ausüben könne. 

342. Eine Vertreterversammlung der GEW Baden-Württemberg hat 
im Juni 1983 an den Kultusminister appelliert, seine Berufung gegen 
das Urteil des Verwaltungsgerichts Karlsruhe von 1982 zurückzuzie­
hen. Im November 1985 hat die Landesversammlung der Fachgruppe 
Gymnasien der GEW Baden-Württemberg die Landesregierung aufge­
fordert, die fast zwölfjährige »Verfolgung des Kollegen Lipps« zu be­
enden und die Revisionsbeschwerde an das Bundesverwaltungsgericht 
zurückzuziehen; ferner forderte sie seine Ernennung zum Beamten auf 
Lebenszeit. Eine Erklärung für Lipps wurde von mehr als 450 Perso­
nen unterzeichnet und erschien im September 1985 als Anzeige im >>Ba­
dischen Tagblatt«. 

343. Der Leiter des Rechtsreferats im Ministerium für Kultus und 
Sport von Baden-Württemberg hat im April 1986 vor dem Ausschuß 
ausgesagt, die Landesregierung beabsichtigte keinesfalls, Herrn Lipps 
zu >>Verfolgen<<, sondern es gehe ihr vielmehr darum, von dem höch­
sten Verwaltungsgericht der Bundesrepublik Deutschland eine Ent­
scheidung zu der bisher noch nicht entschiedenen Frage zu erhalten, 
welche Aktivitäten über die reine Mitgliedschaft bei einer verfassungs­
feindlichen Organisation hinaus vorliegen müssen, um von einem die 
Entlassung rechtfertigenden Verstoß gegen die Pflicht zur Verfassungs­
treue ausgehen zu können .43 Im August 1986 wurde dem Ausschuß 
mitgeteilt, das Ministerium für Kultus und Sport werde in diesem Fall 
weiter entscheiden, nachdem es die beim Innenministerium angefor­
derten Erkenntnisse erhalten und Lipps angehört habe. 

Bayern 
344. Gerhard Bitterwolf Bitterwolf, der 1977 in den Bundesvor­

stand der Deutschen Friedensunion (DFU) und zum Landesvorsitzen­
den der DFU in Bayern gewählt wurde, hat seine Ausbildung zum 
Lehrer 1978 abgeschlossen. Während seines Vorbereitungsdienstes 
lehrte er verschiedene Fächer an Grund- und Hauptschulen. Vor dem 
Ausschuß hat Bitterwolf ausgesagt, die bayerischen Behörden hätten 
ihn vom Vorbereitungsdienst wegen seiner Mitgliedschaft im Sozialisti­
schen Hochschulbund (SHB) ausgeschlossen; diese Entscheidung sei 
jedoch vom Verwaltungsgericht aufgehoben worden . 44 
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345. Nachdem Bitterwolf den Antrag auf Zulassung zum Dienst 
und Ernennung zum Beamten auf Probe gestellt hatte, wurde er von 
der Regierung von Mittelfranken im November 1978 befragt. Die Re­
gierung lehnte seinen Antrag ab und wies seinen Widerspruch gegen 
diese Entscheidung zurück. Sie erklärte, die DFU sei eine von der 
DKP beeinflußte Organisation; wer an so herausragender Position in 
einer Organisation wirke, die von der DKP beeinflußt sei, mit der 
DKP zusammenarbeite und mit dieser gemeinsame Ziele verfolge, be­
gründe Zweifel daran, daß er jederzeit für die freiheitliche demokrati­
sche Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Bayerischen 
Verfassung eintreten werde. Auch habe Bitterwolf sich maßgeblich an 
den Kampagnen der DFU gegen Antikommunismus und die soge­
nannten Berufsverbote beteiligt. Ob Bitterwolf sich während des Vor­
bereitungsdienstes in fachlicher Hinsicht bewährt und sich im Unter­
richt politischer Äußerungen enthalten habe, sei unerheblich. 

346. Das Verwaltungsgericht Ansbach gab 1983 der Beschwerde Bit­
terwolfs gegen die Ablehnung seiner Bewerbung durch das Oberschul­
amt statt. Die Landesregierung Bayerns legte gegen dieses Urteil Beru­
fung beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof ein. Vor dem Ausschuß 
hat Bitterwolf ausgesagt, die Vorwürfe gegen ihn seien anscheinend 
abgeändert worden. Es gehe nicht mehr vor allem um seine Betätigung 
in der DFU, sondern um seine Einstellung zum >>Peter-Urteil << des 
Bundesverwaltungsgerichts (29. Oktober 1981). Er habe das Urteil kri­
tisiert, nachdem die Verwaltung· ihn zu einer Stellungnahme aufgefor­
dert habe. Diese Methode habe die Regierung Bayerns auch in weiteren 
Fällen angewandt.45 

347, Im November 1985 hat der Bayerische Verwaltungsgerichtshof 
den Gerichtsbescheid des Verwaltungsgerichts Ansbach aufgehoben; 
Bitterwolf wurde nicht zur Revision zugelassen. In den Entschei­
dungsgründen hieß es, die Regierung von Mittelfranken habe nach er­
neuter Anhörung Bitterwolfs im März 1985 seinen Antrag auf Beru­
fung in das Beamtenverhältnis auf Probe als Lehrer an Volksschulen 
erneut abgelehnt. Sie habe diese Ablehnung auf mangelnde Verfas­
sungstreue wegen seiner Stellungnahme zu den Fragen der Regierung 
nach seiner Einstellung zu den Grundsätzen der freiheitlichen demo­
kratischen Grundordnung und seine Weigerung, sich von den Zielen 
zu distanzieren, aber auch auf charakterliche Nichteignung gestützt, 
weil er wegen Beleidigung des bayerischen Ministerpräsidenten straf­
rechtlich verurteilt worden sei. Ein Bewerber habe keinen Rechtsan­
spruch auf Berufung in ein Beamtenverhältnis auf Probe; eine Beru­
fung liege im Ermessen des Dienstherrn, die Verwaltungsgerichte hät-
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ten nur begrenzte Überprüfungsbefugnisse. Die Vorstrafe Bitterwolfs 
reiche zwar nicht aus, seine charakterliche Eignung in Frage zu stellen, 
aber die Zweifel an seiner Verfassungstreue seien berechtigt. Die Regie­
rung von Mittelfranken habe schon 1978 begründeten Anlaß gehabt, 
Bitterwolf über seine Einstellung zur freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung zu befragen, denn er sei langjähriges Mitglied und füh­
render Funktionär der DFU. Wechselnde Bundesregierungen hätten 
die DFU als von der DKP beeinflußt angesehen. Allerdings habe das 
Verfassungsschutzamt 1978 erklärt, eine pauschale Zurechnung aller in 
Organisationen wie der DFU tätigen Mitglieder zum Kommunismus 
solle vermieden werden. In diesem Sinne habe die Regierung von Mit­
telfranken Bitterwolf Gelegenheit geben müssen, seine Auffassung zur 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung darzulegen. Sie habe 
dies durch eine Reihe schriftlicher Fragen getan, und ihre Meinung, 
seine Antworten erfüllten nicht die Erfordernisse eines Bekenntnisses 
zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung, sei rechtlich nicht 
zu beanstanden. 

348. Das Gericht führte aus, da das geforderte Bekenntnis zur frei­
heitlichen demokratischen Grundordnung die Distanzierung von ent­
gegengerichteten Bestrebungen und den diese tragenden Organisatio­
nen einschließe, sei die Fragestellung der Regierung nicht zu beanstan­
den, weil sie auf den Urteilsgründen des Bundesverwaltungsgerichts 
im Fall Peter beruhe. Bitterwolf hätte zum Inhalt der ihm gestellten 
Fragen Stellung nehmen können, auch wenn er aus anderen Gründen 
am Peter-Urteil Kritik üben wollte. Seine Bewerbung sei nicht wegen 
seiner Tätigkeit in der DFU, die für sich allein eine persönliche Nähe 
zum Kommunismus noch nicht beweise, abgewiesen worden. 

349. Das Bundesverwaltungsgericht hat im Juli 1986 die Beschwerde 
Bitterwolfs gegen die Nichtzulassung der Revision zurückgewiesen 
und an seine eigene Rechtsprechung erinnert, wonach die Gerichte 
nicht über die Verfassungstreue von Bewerbern selbst entscheiden oder 
die Beurteilung der Einstellungsbehörde durch eine eigene Beurteilung 
ersetzen dürfen. 

350. In einer Stellungnahme zum Widerspruchsbescheid der Regie­
rung von Mittelfranken hat Bitterwolf erklärt, Schulleitung und El­
ternbeirat der Schule, an der er seinen Vorbereitungsdienst leistete, hät­
ten ihre Zufriedenheit mit seiner Arbeit durch den Wunsch zum Aus­
druck gebracht, er solle seine Klasse bis zum Hauptschulabschluß wei­
ter unterrichten; sämtliche Schüler seiner letzten Klasse und deren El­
tern hätten sich mit ihrer Unterschrift gegenüber der Regierung für 
seine Weiterbeschäftigung eingesetzt ; seine Lehrerkollegen hätten ihn 
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einstimmig zu ihrem Seminarsprecher gewählt und ihm dadurch ihr 
Vertrauen ausgesprochen. Nach der Zurückweisung seines Wider­
spruchs 1979 erhielt Bitterwolf zustimmende Erklärungen von zahlrei­
chen Personen, meist Akademikern. Der stellvertretende Vorsitzende 
der SPD-Fraktion im Bundestag, Horst Ehmke, erklärte, der Vorgang 
widerspreche der Auffassung der SPD über die Verfassungstreue im 
öffentlichen Dienst. Vor dem Ausschuß hat Bitterwolf ausgesagt, er 
erhalte auch weiterhin zahlreiche Solidaritätserklärungen aus dem In­
und Ausland, darunter von den sozialdemokratischen Parteien der 
Niederlande und Dänemarks sowie 150 Abgeordneten des Europäi­
schen Parlaments.46 

351. In einer Mitteilung vom 11. Juli 1985 hat Bitterwolf dargestellt, 
wie sich die Verfahren auf seine Beschäftigung ausgewirkt haben . Ob­
wohl das Gericht der ersten Instanz für ihn entschieden habe, habe er 
seit sieben Jahren seinen erlernten Beruf nicht ausüben können . Vor 
dem Ausschuß hat er erklärt, man habe ihm zugesichert, daß die gegen 
ihn erhobenen Vorwürfe seiner Beschäftigung in Hessen und im Saar­
land nicht im Wege stehen würden.47 Im August 1986 hat Bitterwolf 
dem Ausschuß mitgeteilt, er sei in Hessen in den Schuldienst aufge­
nommen worden . 

352. Charlotte Nieß-Mache. Nach fast vierjährigem Vorbereitungs­
dienst als Beamtin auf Widerruf im öffentlichen Dienst des Landes 
Bayern bewarb sich Charlotte Nieß-Mache im April1975 beim bayeri­
schen Staatsministerium der Justiz um eine Stelle als Richterin auf 
Probe. 

353. Während ihres Vorbereitungsdienstes war sie der Vereinigung 
Demokratischer Juristen (VDJ) beigetreten. Sie war ferner Mitglied 
der SPD und der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und 
Verkehr (ÖTV) und Mitglied der Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokra­
tischer Juristen (ASJ). 

354. Im Mai 1975 wurde Frau Nieß-Mache mitgeteilt, sie werde ihre 
Ernennungsurkunde erhalten. Danach wurde ihr eröffnet, die erfor­
derlichen Auskünfte des Verfassungsschutzamtes stünden noch aus . 

355. Im September 1975lehnte das bayerische Staatsministerium der 
Justiz das Gesuch mit der Begründung ab, sie biete wegen ihrer Identi­
fizierung mit der VDJ nicht die Gewähr dafür, daß sie jederzeit für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung eintrete. Nach den Fest­
stellungen des Bundesministers des Ionern sei die VDJ eine von links­
radikalen Gruppierungen, insbesondere von der DKP, gegründete und 
maßgeblich beeinflußte kommunistische Hilfsorganisation, die nicht 
auf dem Boden der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
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stehe. Dies folge aus der Zusammensetzung des Bundesvorstands, Sat­
zungsbestimmungen und anderen Indizien, wie einem Bericht der Inter­
nationalen Vereinigung Demokratischer Juristen über Berufsverbote 
gegen Kommunisten, Sozialdemokraten und andere Demokraten in der 
Bundesrepublik Deutschland sowie dem von der VDJ erstellten Beitrag 
zu diesem Bericht. Weil Frau Nieß-Mache Mitglied des VDJ-Bundesvor­
stands sei, müsse davon ausgegangen werden, daß sie sich in besonderer 
Weise mit den Zielen und Erklärungen der VDJ identifiziere. Sie habe 
die Einladung zur Gründungsversammlung der Regionalgruppe in Mün­
chen mitunterschrieben. Während der Anhörungen sei sie nicht von der 
VDJ abgerückt, sondern habe sie vielmehr verteidigt. 

356. Nachdem ihr Widerspruch abgelehnt worden war, erhob Frau 
Nieß-Mache Klage beim Verwaltungsgericht München. In dem Verfah­
ren hat Frau Nieß-Mache erklärt, eine parteipolitische Einflußnahme 
auf die VDJ sei nicht gegeben; von einer solchen Einflußnahme würde 
sie sich auch entschieden distanzieren. Sie habe ihren Beitritt zur VDJ 
erst beschlossen, als klar gewesen sei, daß die regionale Gründungsver­
sammlung in München eindeutig das Grundgesetz als Grundlage für 
die Tätigkeit der Regionalgruppe akzeptiert habe. Die im Gründungs­
aufruf angesprochenen Ziele seien ähnlich wie diejenigen in den Pro­
grammen der SPD und des DGB. Die Regionalgruppen der VDJ hät­
ten weitgehende Selbständigkeit. Sie arbeite in der VDJ als Sozialdemo­
kratin; die politische Gesinnung anderer Mitglieder könne man ihr 
nicht vorwerfen. Die Tätigkeiten der VDJ beschränkten sich auf die 
mündliche und schriftliche Meinungsäußerung. In ihrer Klagebegrün­
dung vor dem Verwaltungsgericht München führten die Anwälte von 
Frau Nieß-Mache aus, es fehle ein Urteil über ihre Persönlichkeit; es 
sei keine einzige Erklärung von ihr zitiert worden, die Zweifel an ihrer 
Verfassungstreue auslösen könne. Die Anwälte von Frau Nieß-Mache 
zitierten ferner eine Erklärung des Bundesministers des Innern an den 
Bundesrat, aus der Tatsache, daß einer bestimmten Vereinigung, wie 
etwa VDJ oder SHB (Sozialistischer Hochschulbund), auch Kommu­
nisten angehören, könne nicht in jedem Fall gefolgert werden, daß die 
gesamte Organisation verfassungsfeindliche Ziele verfolge oder daß 
alle Mitglieder der Vereinigung nicht die Gewähr der Verfassungstreue 
böten. 

357. Im Oktober 1976 hat Frau Nieß-Mache das Verwaltungsge­
richt München davon unterrichtet, daß sie vom Minister für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Forsten des Landes Nordrhein-Westfalen 
zur Beamtin auf Probe ernannt worden sei, jedoch das Verfahren wei­
ter zu betreiben wünsche. 
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358. Das Verwaltungsgericht München hob im Oktober 1976 die 
Entscheidung des bayerischen Staatsministeriums der Justiz auf und 
verpflichtete es, Frau Nieß-Mache zur Richterin auf Probe zu ernen­
nen. Das Gericht erklärte, die Zweifel daran, ob sie die Gewähr für 
Verfassungstreue biete, seien nicht begründet. Nach den zur Verfügung 
stehenden Erkenntnisquellen lasse sich nicht mit der erforderlichen Si­
cherheit feststellen, daß die VDJ verfassungsfeindliche Ziele verfolge. 
Das Justizministerium hätte die Ziele der VDJ selbst prüfen sollen. 
Statt dessen habe es den unrichtigen Schluß gezogen, die Ziele der VDJ 
seien verfassungsfeindlich, weil die DKP, die solche Ziele verfolge, die 
VDJ beherrsche. Selbst wenn die VDJ verfassungsfeindliche Ziele ver­
folgen sollte, wären die Zweifel des Ministeriums gegenüber Frau 
Nieß-Mache gerichtlich überprüfbar nicht begründet. Bei der gebote­
nen sorgfältigen Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles 
stelle ihre Mitgliedschaft bei der VDJ keinen Umstand dar, der geeig­
net sei, ernste Besorgnis auszulösen. Das Ministerium habe in den Mit­
telpunkt seiner Prüfung nicht ihre Gesamtpersönlichkeit gerückt, son­
dern einen Teilaspekt, nämlich die aktive Mitgliedschaft bei der VDJ. 
Es sei auch kein äußeres konkretes Verhalten ersichtlich, das dafür 
spreche, sie habe sich eine etwaige verfassungsfeindliche Zielsetzung 
der VDJ zu eigen gemacht. So habe sie sich von bestimmten Thesen in 
einem Referat des Vorsitzenden des VDJ distanziert, das in den Vor­
würfen des Ministeriums gegen sie eine wichtige Rolle gespielt und 
eine umfassende Diskussion und eine Kontroverse in der VDJ ausge­
löst hatte . 

359. Derbayerische Verwaltungsgerichtshof hat im November 1977 
das Urteil des Verwaltungsgerichts München aufgehoben, die Ableh­
nung von Frau Nieß-Mache durch das Justizministerium als Richterin 
auf Probe bestätigt und den Ablehnungsgründen des Ministeriums zu­
gestimmt. In den Entscheidungsgründen hieß es, die gerichtliche 
Nachprüfung der Ablehnung eines Bewerbers sei darauf beschränkt, 
ob die Ernennungsbehörde von einem unrichtigen Sachverhalt ausge­
gangen sei, den anzuwendenden Begriff oder den beamtenrechtlichen 
und verfassungsrechtlichen Rahmen verkannt habe oder sachfremde 
Erwägungen angestellt habe. Das Gericht könne die Beurteilung der 
Ernennungsbehörde nicht durch eine eigene Beurteilung ersetzen; es 
könne den Dienstherrn nicht zur Übernahme eines Klägers in den öf­
fentlichen Dienst verpflichten. Im Fall Nieß-Mache bestehe kein 
Grund, die Ernennungsbehörde zur Überprüfung ihrer Entscheidung 
zu verpflichten . Die VDJ stehe nicht auf dem Boden der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung. Sie sei auf Initiative der DKP gegrün-
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det worden, stehe seit ihrer Gründung unter erheblichem Einfluß der 
DKP und in ihr seien wesentliche Entscheidungen gegen den Willen 
der DKP nicht möglich. Angesichts der von Frau Nieß-Mache ge­
machten kritischen Bemerkungen über bestimmte Initiativen der VDJ 
und ihrer Versicherung, sie habe soviel Selbstbewußtsein, ihre Mei­
nung auch gegenüber einem Kommunisten vertreten zu können und 
nicht dessen willfähriges Werkzeug zu werden, stellte das Gericht fest, 
es habe für sie erst recht nahe gelegen zu bedenken, ob sie als Mitglied 
einer der politischen Parteien, welche die Regierung der Bundesrepu­
blik tragen, weiterhin dazu verhelfen solle, der VDJ den Anschein der 
Überparteilichkeit zu erhalten. Revision wurde für Frau Nieß-Mache 
nicht zugelassen. 

360. Vor dem Ausschuß hat Frau Nieß-Mache erklärt, sie sei längere 
Zeit arbeitslos gewesen; sie habe bei Rechtsanwälten keine Anstellung 
gefunden, weil sie bekanntermaßen ein »Extremist<< sei. Sie hat bestä­
tigt, daß die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen sie 1976 einge­
stellt und einige Jahre später zur Beamtin auf Lebenszeit berufen hat.48 

361. Nachdem der Bayerische Verwaltungsgerichtshof die Ableh­
nung der Bewerbung durch die Landesregierung bestätigt hatte, rich­
tete die CDU-Fraktion im Landtag von Nordrhein-Westfalen eine An­
frage an den zuständigen Minister als Dienstherrn von Frau Nieß­
Mache wegen ihrer zukünftigen Tätigkeit im öffentlichen Dienst des 
Landes Nordrhein-Westfalen. Der Minister stellte fest, in der Urteils­
begründung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs seien zwar 
13 lange Zitate aus Erklärungen von VDJ-Mitgliedern wiedergegeben, 
jedoch kein einziges Zitat aus einer Erklärung von Frau Nieß-Mache 
selbst. 

362. Auf eine Frage des Ausschusses hat der Leiter der Personalab­
teilung des Finanzministeriums von Bayern erklärt, als Frau Nieß­
Mache sich in Bayern um die Einstellung in den öffentlichen Dienst 
bewarb, wäre sie für eine Stellung, wie sie sie zur Zeit in Nordrhein­
Westfalen innehabe, nicht als geeignet befunden worden .49 

363. Während der Fall in Bayern anhängig war, erhielt Frau Nieß­
Mache Unterstützung von der SPD. DieSPD-Fraktion im Bundestag 
beschrieb ihre Ablehnung als >>rechtlich und politisch unhaltbar<< . In 
einem Schreiben an den bayerischen Ministerpräsidenten äußerte der 
Vorsitzende des Bezirksvorstands Südbayern der SPD die Meinung, 
ein Mitglied der Sozialdemokratischen Partei werde benachteiligt, nur 
weil es in einem unparteilichen Gremium tätig sei und dort sozialde­
mokratische Politik vertrete. Er fürchte, dieser Fall könne ein Präze­
denzfall dafür werden, daß Mitglieder der Sozialdemokratischen Partei 
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ohne Einzelfallprüfung bei der Übernahme in den öffentlichen Dienst 
benachteiligt würden, nur weil sie in überparteilichen Gremien tätig 
seien, in denen auch Mitglieder der DKP mitarbeiteten. Ähnliche Aus­
führungen enthielt auch ein Schreiben der Arbeitsgemeinschaft Sozial­
demokratischer Juristen, Bezirksvorstand Südbayern, an den bayeri­
schen Staatsminister der Justiz. 

364. In einer Erklärung an den Bundesrat im November 1975 sprach 
der damalige Bundesinnenminister seine Besorgnis angesichtsvon Fäl­
len der Ablehnung von Mitgliedern der SPD wegen ihrer Kandidatur 
im SHB oder ihrer Zugehörigkeit zur VDJ aus; es bestehe die Gefahr, 
daß bei der Verteidigung des Rechtsstaates die Grenzen dieses Rechts­
staates überschritten werden könnten. 

Niedersachsen 
365. Karl-Otto Eckartsberg. Eckartsberg, Lehrer für Englisch und 
Sport, ist seit 1975 an der Integrierten Gesamtschule in Garbsen, Nie­
dersachsen, tätig. 1978 wurde er zum Beamten auf Lebenszeit ernannt. 
Der Niedersächsische Disziplinarhof zitierte in seinem Urteil eine 
günstige Gesamtbeurteilung seiner Leistungen in der Schule; Indoktri­
nationen der Schüler durch ihn seien nicht bekanntgeworden. 1980 
übertrug ihm die Bezirksregierung Hannover das Amt eines Fachbe­
reichsleiters >> Gesellschaftslehre<< . 

366. Von 1969 bis 1979 gehörte Eckansberg der SPD an; eine Zeit­
lang war er Vorsitzender der Jungsozialisten im SPD-Bezirk Hanno­
ver-Land. 1979 trat er aus der SPD aus und schloß sich der DKP an . 
Nach eigener Angabe hatte die Praxis der »Berufsverbote<< ihn in sei­
nem Entschluß zu diesem Wechsel bestärkt. 

367. Im Februar 1982 wies der niedersächsische Minister des Innern 
den niedersächsischen Kultusminister darauf hin, daß Eckansberg im 
September 1981 bei den Kommunalwahlen für die DKP kandidiert 
habe. Die Bezirksregierung Hannover führte daraufhin Vorermittlun­
gen gegen den Beamten durch und leitete im Juni 1982 das förmliche 
Disziplinarverfahren ein. Im September 1983 fand die Disziplinarkam­
mer beim Verwaltungsgericht Hannover ihn eines Vergehens gegen die 
Treuepflicht zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung für 
schuldig und ordnete seine Entlassung an. 

368. Im Januar 1984 erhob Eckansberg Beschwerde beim Nieder­
sächsischen Disziplinarhof. Nach dem Urteil des Verwaltungsgerichts 
Hannover war er bis zur endgültigen gerichtlichen Entscheidung vor­
läufig des Dienstes enthoben worden; seine Dienstbezüge wurden um 
40 v. H. gekürzt, eine anderweitige bezahlte Tätigkeit durfte er nicht 
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annehmen . Seine Beschwerden gegen die vorläufige Diententhebung 
wurden vom Verwaltungsgericht Hannover (Dezember 1983) und vom 
Niedersächsischen Disziplinarhof (Dezember 1984) zurückgewiesen. 

369. In seinem Urteil zur Hauptbeschwerde (26. Juni 1985) hat der 
Niedersächsische Disziplinarhof das Urteil der Disziplinarkammer des 
Verwaltungsgerichts Hannover aufgehoben. In der Begründung hieß 
es, Eckansberg habe zwar mit seinem Verhalten den Tatbestand eines 
Dienstvergehens erfüllt, aber ein Schuldvorwurf könne ihm nicht ge­
macht werden. Durch seine Kandidatur habe er sich nach außen hin 
mit dem Programm der DKP identifiziert. Es sei unerheblich, ob er 
nach seiner inneren Einstellung das Programm und die Ziele der Partei 
in ihrer Gesamtheit oder nur insoweit billige, als er sie für verfassungs­
konform halte. Jedoch habe ihm die Einsicht, daß sein Verhalten eine 
Pflichtverletzung darstelle, nicht nachgewiesen werden können. Er­
hebliches Gewicht maß das Gericht dem Vorbringen Eckansbergs bei, 
er habe im Blick auf das bisherige Verhalten seines Dienstherrn nicht 
damit rechnen müssen, daß ihm die DKP-Kandidatur als gravierender 
Pflichtverstoß zur Last gelegt werde; die Landesregierung habe 1976 
erklärt, ihre Politik sei, aus der Kandidatur von Beamten für die DKP 
keine disziplinarrechtliehen Folgerungen zu ziehen. Die Landesregie­
rung habe offenbar ihre Praxis als Ergebnis des Peter-Urteilsdes Bun­
desverwaltungsgerichts geändert. 

370. Der niedersächsische Kultusminister legte gegen die Entschei­
dung des Niedersächsischen Disziplinarhofs keine Berufung ein; Ek­
kartsberg wurde wieder in den Dienst aufgenommen. 

371. Im November 1985 gab die Landesregierung ein Rundschrei­
ben über die Verletzung der Pflicht zur Verfassungstreue durch Beamte 
durch Beteiligung an verfassungsfeindlichen Bestrebungen und Über­
nahme von Kandidaturen für verfassungsfeindliche Parteien heraus. Sie 
wies darin alle Beamten auf zwei Urteile des Niedersächsischen Diszi­
plinarhofs, darunter den Fall Eckartsberg, hin, um klarzustellen, daß 
eine Kandidatur für die DKP eine Verletzung der politischen Treue­
pflicht des Beamten darstelle und den Dienstvorgesetzten Veranlas­
sung geben müsse, disziplinare Vorermittlungen einzuleiten. 

372. Im Juli 1986 leitete die Bezirksregierung Hannover ein neues 
Disziplinarverfahren gegen Eckansberg ein. Sie erklärte, nach dem Er­
gebnis der Vorermittlungen sei er im Januar 1986 zum Vorsitzenden 
der Kreisorganisation Hannover-Land der DKP sowie im März 1986 
in den Bezirksvorstand der Bezirksorganisation Niedersachsen ge­
wählt worden; ferner sei er für seine Verdienste um die DKP und seine 
Bemühungen im Kampf gegen die >>Berufsverbote« mit der Ernst-Thäl-
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mann-Medaille der DKP ausgezeichnet worden. Durch die Mitglied­
schaft in der DKP, die Übernahme hochrangiger Parteiämter und die 
Entgegennahme parteiinterner Auszeichnungen bestehe der Verdacht, 
daß er sich mit den Zielen und Inhalten einer Partei, die nach einhelli­
ger Meinung verfassungsfeindliche Ziele verfolge, identifiziere und zu­
gleich seine berufliche Stellung als Beamter des Landes Niedersachsen 
in den Dienst dieser Partei einbringe. Im August wurde Eckansberg 
vorläufig des Dienstes enthoben, weil die Schwere des ihm vorgeworfe­
nen Dienstvergehens wahrscheinlich zu seiner Entfernung aus dem 
Dienst führen werde. Nach einem Pressebericht hat Eckansberg er­
klärt, ihm seien weder während des Verfahrens noch hinterher irgend­
welche Auflagen gemacht worden, die es ihm verboten hätten, inner­
halb seiner Partei Funktionen zu übernehmen. 

373. Eckartsberg ist Mitglied der GEW Der Gewerkschaftstag der 
GEW hat 1983 in einer Entschließung gegen die >>Berufsverbote<< in 
Niedersachsen im allgemeinen und gegen das Urteil des Verwaltungs­
gerichts Hannover im Fall Eckansberg und seine Entfernung aus dem 
Dienst protestiert. Der Gewerkschaftstag forderte die Landesregie­
rung auf, alle Disziplinarverfahren aus politischen Gründen einzustel­
len, den Grundsatz zu achten, daß niemand wegen der Wahrnehmung 
eines Grundrechts aus dem öffentlichen Dienst entlassen werden darf, 
alle Betroffenen zu rehabilitieren und einzustellen und alle Bespitze­
lungen bei der Wahrnehmung demokratischer Rechte sofort zu been­
den. Im Mai 1986 protestierte der Landesverband Niedersachsen der 
GEW gegen die Absicht der Landesregierung, ein neues Verfahren 
gegen Eckansberg einzuleiten; es sei unerträglich, daß jemand wegen 
legaler Aktivitäten für eine legale Partei mit dem Verlust seiner berufli­
chen Existenz bedroht werde. In Gesprächen mit dem Ausschuß haben 
Vertreter der GEW im August erklärt, die neuen Verfahren gegen Ek­
kartsberg und andere Lehrer stellten eine Verschärfung der Praxis in 
Niedersachsen dar; zum ersten Mal würden rein innerparteiliche Tätig­
keiten als Beweis für eine Verletzung der Treuepflicht herangezogen. 

374. Matthias Schachtschneider. Schachtschneider ist als Lehrer seit 
1960 im Schuldienst des Landes Niedersachsen. Er wurde 1964 in das 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit berufen. 1974 wurde er zum Studien­
direktor und Fachleiter für das Fach Deutsch im Staatlichen Studiense­
minar für das Landeslehramt des höheren Dienstes in Oldenburg be­
stellt. 

375. Im Jahre 1980 erhielt er vom niedersächsischen Kultusminister 
ein Anerkennungsschreiben für »25jährige gewissenhafte Pflichterfül­
lung <<. In einer dienstlichen Beurteilung wurde Schachtschneider 1982 
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als engagierter und erfolgreicher Lehrer mit untadeliger Dienstauffas­
sung bezeichnet; seine politische Einstellung werde weder in der Semi­
nararbeit noch im Unterricht für den Außenstehenden erkennbar. 

376. Von 1966 bis 1980 war Schachtschneider Mitglied der SPD. Er 
wurde 1969, 1972 und 1976 für die SPD in den Rat der Stadt Olden­
burg gewählt und war von 1972 bis 1976 Vorsitzender der SPD-Rats­
fraktion. 1972 verlieh ihm der Oldenburger Oberbürgermeister für 
seine Verdienste um die Stadt als Ratsherr das Große StadtsiegeL 1981 
kandidierte er als Parteiloser auf der Liste der DKP; er wurde stellver­
tretender Vorsitzender der DKP-Ratsfraktion. 1982 trat er in die DKP 
ein. Schachtschneider ist Mitglied der GEW. 

377. Im April 1982 leitete die Bezirksregierung Weser-Ems Vorer­
mittlungen ein. Nach Befragungen im April, Mai und Juni 1983 erhob 
die Bezirksregierung im Dezember 1983 eine Anschuldigung gegen ihn 
beim Verwaltungsgericht Oldenburg. Die Anschuldigung lautete, er 
habe seine Treuepflicht zur freiheitlichen demokratischen Grundord­
nung durch seine Kandidatur als parteiloser Bewerber auf der DKP­
Liste, durch seine Mitarbeit in der DKP-Fraktion des Stadtrats und 
seinen Aufnahmeantrag in die DKP schuldhaft verletzt. Im Dezember 
1985 reichte die Bezirksregierung eine Ergänzung zur Ansehuldigungs­
schrift ein. Sie erklärte, obwohl Schachtschneider im Laufe des Diszi­
plinarverfahrens die Rechtsansicht seines Dienstherrn und die des Nie­
dersächsischen Disziplinarhofs (Eckartsberg-Urteil) ausführlich ken­
nengelernt habe, sehe er keine Veranlassung, aus der DKP auszutreten 
oder seine Mitarbeit in der DKP-Fraktion des Rates der Stadt Olden­
burg aufzugeben. In seiner erneuten Befragung im September 1985 
habe Schachtschneider die Bezirksregierung angeschuldigt, ihn durch 
das gegen ihn eingeleitete Disziplinarverfahren fortwährend in seiner 
Arbeit für die Wählerschaft und in seiner gesetzlich geschützten Man­
datsausübung zu behindern. 

378. Der Bezirksvorstand Weser-Ems der GEW hat im Juni 1982 
bei der Bezirksregierung gegen die Einleitung von disziplinarischen 
Vorermittlungen gegen Schachtschneider und andere GEW-Mitglieder, 
die auf Kommunalbasis in der DKP kandidiert hatten, protestiert. Im 
Laufe der Jahre hat die GEWimmer wieder gegen die disziplinaren 
Verfahren und Maßnahmen gegen rund 20 Lehrer in Niedersachsen 
protestiert. Auch der DGB-Kreisvorstand Oldenburg hat gegen die 
Disziplinarverfahren protestiert. Im Juni 1985 hat der Lehrerbezirks­
personalrat Weser-Ems bei der Bezirksregierung große Bedenken 
wegen der Verfahren gegen Schachtschneider und zehn weitere Lehrer 
im Bezirk erhoben, die auf DKP-Listen kandidiert hatten; er bat die 
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Bezirksregierung dringend, die Einstellung der noch laufenden Verfah­
ren und eine Rehabilitierung der suspendierten Lehrkräfte zu erwir­
ken. Der SPD-Landesparteitag Niedersachsen hat sich 1984 in einer 
Entschließung entschieden gegen das Vorhaben der Landesregierung 
gewandt, Lehrer wegen einer Kandidatur für eine nicht verbotene Par­
tei aus dem Schuldienst zu entfernen. 

Rheinland-Pfalz 
379. Wolfgang Jung. Jung ist seit 1960 im Volksschuldienst von Rhein­
land-Pfalz Lehrer für Mathematik, Deutsch, Werken und Arbeitslehre. 
1965 wurde er in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit berufen. Seit 
1966 unterrichtet er an einer Hauptschule in Kaiserslautern. Jung ist 
seit vielen Jahren aktives Mitglied der GEW. Von 1974 bis 1975 war er 
Mitglied des Personalrats beim Stadtschulamt Kaiserslautern. Seit 1975 
ist er Mitglied des Personalrats seiner Schule. 

380. Eine Ermittlung wurde eingeleitet, nachdem Jung bei der Be­
zirksregierung Rheinhessen-Pfalz anonym auf Grund einer fingierten 
Presseankündigung denunziert worden war. Im Januar 1982 leitete die 
Bezirksregierung ein Vorermittlungsverfahren wegen des Vorwurfs ein, 
er sei Mitglied der DKP und Inhaber von Parteifunktionen. Im April 
1985 leitete die Bezirksregierung ein Verfahren vor dem Verwaltungsge­
richt Neustadt/Weinstraße mit dem Ziel ein, Jung aus dem Dienst ent­
fernen zu lassen. Ihm wurde vorgeworfen, er habe durch Betätigung 
in der DKP und für diese Partei gegen seine Pflicht zur Verfassungs­
treue schuldhaft verstoßen . Er habe sich zu den einzelnen Vorhaltun­
gen und zum Gesamtvorwurf nicht eingelassen. 

381. Gleichzeitig mit der Eröffnung des Verfahrens forderte der Re­
gierungspräsident von Jung eine ihm wenige Tage zuvor ausgehändigte 
Urkunde zurück, in der ihm die Bezirksregierung ihren Dank für die 
während 25 Jahren geleisteten treuen Dienste ausgesprochen hatte. 
Der Regierungspräsident erklärte, weil Jung aktives Mitglied der DKP 
sei, könne ihm nicht für treue Dienste in dem umfassenden Sinne eines 
Bekenntnisses zur Verfassungstreue gedankt werden; die Urkunde sei 
durch Versehen ausgestellt worden. 

382. Das Verwaltungsgericht Neustadt/Weinstraße stellte in seinem 
Urteil vom 21. Februar 1986 fest, Jung habe sich eines Dienstvergehens 
schuldig gemacht, indem er eine Funktion in der DKP ausübte. Jedoch 
habe er diese Funktion zwei Jahre zuvor aufgegeben und seither mög­
licherweise kein Dienstvergehen mehr begangen. In seinen 25 Dienst­
jahren habe Jung zu keiner Zeit sein Amt als Lehrer mißbraucht oder 
versucht, seine Schüler politisch zu beeinflussen; weder im Unterricht 
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noch im Umgang mit Schülern, Eltern, Kollegen oder Vorgesetzten sei 
seine aktive Mitgliedschaft in der DKP erkennbar geworden. Das Ge­
richt sehe keine Gefahr, daß sich an seinem Verhalten insoweit in Zu­
kunft etwas ändern könnte, und er könne deswegen im Dienst verblei­
ben. Jedoch ordnete das Gericht wegen seiner früheren Funktion in 
der DKP und um zu verhindern, daß er sich wiederum in ähnlichem 
Umfang in der DKP betätige, eine Kürzung der Dienstbezüge um 
15 v. H. für die Dauer von drei Jahren an . Nach Angaben Jungs und 
seiner Gewerkschaft GEW bedeutet dies eine Einbuße von DM 
20 000. Dem Ausschuß wurde mitgeteilt, Junghabe gegen dieses Urteil 
keine Berufung eingelegt, um zu vermeiden, daß eine schärfere Diensr­
ordnungsmaßnahme (Entfernung aus dem Dienst) verhängt werde, 
wenn auch die Bezirksregierung Berufung ein:ege. 

383. Im Oktober und November 1982 forderten der DGB-Landes­
vorstand Rheinland-Pfalz und der DGB-Kreis Kaiserslautem-Kusei 
des DGB die Landesregierung und die Bezirksregierung Rheinhessen­
Pfalz auf, die Vorermittlungen gegen Jung einzustellen. Im Juni 1985 
forderte die Landesbeamtenkonferenz des DGB-Landesbezirks 
Rheinland-Pfalzdas Kultusministerium und die betroffenen Bezirksre­
gierungen auf, die gegen sieben Lehrer, auch Jung, laufenden Verfahren 
einzustellen und die verhängten Maßnahmen aufzuheben. Neben an­
deren Protest- und Solidaritätserklärungen richtete die GEW im De­
zember 1985 ein Schreiben des Vorsitzenden ihres Landesverbandes 
Rheinland-Pfalz an das IAA; darin wurde Jung als untadeliger Demo­
krat, engagierter Gewerkschafter und qualifizierter und geachteter 
Lehrer beschrieben. Das Lehrerkollegium der Schule, an der Jung un­
terrichtet, hat im März 1983 in einem Schreiben an die Bezirksregie­
rung erklärt, sein kollegiales Engagement, seine Sachkenntnis und 
seine Bereitschaft zur Kooperation mit anderen machten ihn zu einem 
beliebten, anerkannten Kollegen der Schule. 

384. Maria Lachmann . Frau Lachmann ist seit 1964 als Sander­
schullehrerin für Lernbehinderte im Schuldienst des Landes Rhein­
land-Pfalz. 1970 wurde sie in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
berufen. 1981 bestellte die Bezirksregierung Koblenz sie zum Mentor 
für Lehramtsanwärter. Seit 1984 ist Frau Lachmann Mitglied des Kreis­
vorstands der GEW Bad Kreuznach. 

385. Im November 1983 teilte das Kultusninisterium Rheinland­
Pfalz der Bezirksregierung Koblenz mit, das tvlinisterium des Innern 
und für Sport habe ihm Erkenntnisse über F:au Lachmann übermit­
telt, und bat um Einleitung dienstordnungsrechtlicher Vorermittlun­
gen; sollten sich die Erkenntnisse bestätigen, sei auf der Grundlage 
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des Peter-Urteils des Bundesverwaltungsgerichts ihre Entfernung aus 
dem Dienst anzustreben. 

386. Im Februar 1984 teilte die Bezirksregierung Koblenz Frau 
Lachmann mit, die Vorermittlungen hätten ergeben, daß sie von 1973 
an kontinuierlich an internen und öffentlichen Veranstaltungen der 
DKP teilgenommen habe. Ferner sei sie in ein Amt der DKP-Kreisor­
ganisation Birkenfeld/Nahe gewählt worden. Das Dienstordnungsver­
fahren wurde im April1984 eingeleitet. Bei der Anhörung im Mai 1984 
erklärte Frau Lachmann, weil ihr Mann Mitglied der DKP sei, habe sie 
als seine Frau einige der aufgeführten Veranstaltungen besucht, die 
sämtlich öffentlich gewesen seien. Sie übe in keiner Partei eine Funk­
tion aus, weder innerparteilich noch in Form einer Kandidatur. 

387. Der Personalratsvorsitzende der Schule, an der Frau Lachmann 
unterrichtet, sagte im DienstOrdnungsverfahren aus, er habe keine 
Kenntnis davon gehabt, daß Frau Lachmann Mitglied der DKP sei. Sie 
sei eine beliebte und geschätzte Mitarbeiterin und werde vom Lehrer­
kollegium in vollem Umfang akzeptiert. Frau Lachmann habe ihm nie­
mals Anlaß gegeben, an ihrer Verfassungstreue zu zweifeln. 1984 
wurde Frau Lachmann in den Personalrat gewählt. 

388. In einer Zeugenaussage bezeichnete der Rektor der Sonder­
schule Frau Lachmann als eine begeisterte und qualifizierte Lehrerin. 
Als ihr Dienstvorgesetzter sei ihm nirgendwo bei ihrer Tätigkeit aufge­
fallen, daß sie Gedanken der DKP in den Unterricht hätte einfließen 
lassen. Das Lehrerkollegium hat gegen das Disziplinarverfahren beim 
Kultusministerium und bei der Bezirksregierung protestiert. Der Lan­
desverband Rheinland-Pfalzder GEW hat im Mai 1985 die Bezirksre­
gierung aufgefordert, das DienstOrdnungsverfahren einzustellen. Ähn­
liche Appelle haben auch der Kreisverband des DGB und der Stadtver­
band der SPD veröffentlicht. Das Verfahren läuft zur Zeit noch. 

Schleswig-H olstein 
389. Thomas Bürger. Bürger ist Studienrat an einer Gesamtschule in 
Kiel-Friedrichsort, Schleswig-Holstein, seit 1979 im Beamtenverhält­
nis auf Probe. Er ist Mitglied des Personalrats seiner Schule. 

390. In einer Mitteilung hat Bürger, der 1982 zur Berufung in das 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit anstand, im Juli 1985 erklärt, seit 
drei Jahren versuche die schleswig-holsteinische Landesregierung, ihn 
aus dem Dienst zu entfernen. Gestützt auf unbewiesene Erkenntnisse 
des Verfassungsschutzamtes Schleswig-Holstein werde er verdächtigt, 
Mitglied der DKP zu sein. Er sei aufgefordert worden, sich zur Mit­
gliedschaft in der DKP zu erklären und sich von dieser Partei zu di-
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stanzieren. Beides habe er unter Hinweis auf seine Verfassungsrechte 
abgelehnt. 

391. Im August 1982 teilte das Kultusministerium Bürger mit, er 
werde mit Wirkung vom Juni 1983 entlassen werden. Die Entlassung 
wurde im Mai 1983 bestätigt; gleichzeitig erklärte das Ministerium, 
außer den Erkenntnissen des Innenministeriums lägen keine weiteren 
Informationen über seine Aktivitäten bei der DKP vor. Der Verdacht 
mangelnder Verfassungstreue reiche für sich allein als Entlassungs­
grund nicht aus; erst in Verbindung mit seiner Weigerung, sich von der 
DKP zu distanzieren und sich zur Mitgliedschaft in der DKP zu erklä­
ren, ergebe sich, daß die Gewähr für verfassur1gstreues Verhalten nicht 
gegeben sei. Dabei spiele es rechtlich keine Rolle, daß die gegen ihn 
vorliegenden Informationen nicht hinreichend nachprüfbar seien. Das 
Ministerium bestätigte, daß Bürger sich im Dienst korrekt und mit 
guten Leistungen verhalten habe. 

392. Als Ergebnis des von Bürger angestrengten Widerspruchsver­
fahrens wurde seine Entlassung im Juli 1983 rückgängig gemacht, weil 
der Personalrat nicht gehört worden war. Bei einem neuerlichen Ver­
such des Ministeriums, Bürger zu entlassen, verweigerte der Personal­
rat seine Zustimmung. Nach dem schleswig-holsteinischen Personal­
vertretungsgesetz können Beamte, die Personalratsmitglieder sind, 
ohne die Zustimmung des Personalrats nicht entlassen werden. Im Ok­
tober 1983 beantragte das Ministerium beim Verwaltungsgericht 
Schleswig einen Gerichtsbeschluß als Ersatz für die verweigerte Zu­
stimmung des Personalrats. Im September 1984 wies das Gericht die 
Beschwerde mit der Begründung zurück, eine solche Ersetzung sei 
nicht möglich . Daraufhin unternahm die Landesregierung den später 
aufgegebenen Versuch, das Personalvertretungsgesetz rückwirkend ab­
zuändern. Sie legte ferner beim Oberverwaltungsgericht Lüneburg Be­
rufung ein; dieses hob im Juni 1985 das Urteil des Verwaltungsgerichts 
Schleswig auf, weil ein Gericht sehr wohl befugt sei, die Zustimmung 
durch Gerichtsentscheid zu ersetzen. Es überwies den Fall zur Ent­
scheidung an das Verwaltungsgericht Schleswig zurück. 

393. In einem Schreiben an den Kultusminister (22. Oktober 1982) 
hat der Vorstand des Schulelternbeirats der Schule, an der Bürger un­
terrichtet, diesem das volle Vertrauen ausgesprochen. Er sei jederzeit, 
im Unterricht und privat, für die freiheitliche demokratische Grund­
ordnung eingetreten. Der Beirat forderte die Zurücknahme der Kündi­
gung. Schüler, Eltern und Lehrer der Schule veranstalteten eine Soli­
daritätsfete für Bürger. Im Juni 1983 protestierte der GEW-Landesvor­
sitzende von Schleswig-Holstein gegen die beabsichtigte Entlassung; 
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die GEW werde alle rechtlichen Möglichkeiten zum Schutz Bürgers 
ausschöpfen. Bürger ist GEW-Mitglied und stellvertretender Vorsit­
zender des GEW-Fachgruppenausschusses Gesamtschulen, Schleswig­
Holstein. Der Vorsitzende der SPD-Fraktion im schleswig-holsteini­
schen Landtag erklärte im Mai 1983, die Praxis des Radikalenerlasses 
habe durch dieses Verfahren eine neue Dimension erhalten; es sei zu 
befürchten, daß künftig bereits der Verdacht einer DKP-Mitgliedschaft 
als Begründung für die Entlassung aus dem öffentlichen Dienst ausrei­
che. 
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